
Antikriegsbewegung in Russland
von Jaqueline Katherina Singh, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Ein Jahr seit Beginn des Angriffskrieges – und das Regime Putins scheint
nicht zu bröckeln, ja nicht mal kleine Risse zu bekommen. Doch die Fassade
täuscht, denn der Druck, den Krieg gewinnen zu müssen, wächst stetig für
die russische Regierung. Zwar wurde am Jahresanfang seitens Putins, aber
auch der internationalen Gemeinschaft festgestellt, dass die Sanktionen die
Nation nicht so stark treffen, wie es sich manch eine/r erhofft hat.

Dennoch ist das Loch im russischen Haushalt nicht besonders klein. Russland
verkauft bereits Devisen im Wert von 8,9 Milliarden Rubel (gut 112 Millionen
Euro)  pro  Tag,  um  das  Defizit  zu  decken.  Auch  Goldreserven  werden
veräußert. Die Zentralbank hat zuletzt davor gewarnt, dass ein hohes Defizit
die  Inflation  anheizen  könnte.  Sie  wäre  dadurch  zu  Zinserhöhungen
gezwungen, die wiederum die Konjunktur belasten würden. Es kann also
nicht  ewig  so  bleiben.  Doch  wie  kann  der  Krieg  beendet  werden?  Und
welchen Widerstand gibt es überhaupt?

Ein grober Überblick
Die Kritiker:innen des Krieges kommen aus allen politischen Spektren in
Russland,  denn  nur  die  wenigsten  profitieren  von  der  sogenannten
„Spezialoperation“. So gab es unmittelbar nach dem Einmarsch Petitionen
und Positionierungen von bekannten Personen der russischen Öffentlichkeit
gegen den Krieg. Aber auch aus der breiteren Bevölkerung kamen offene
Briefe wie beispielsweise einer aus der IT-Branche, der von rund 30.000
Beschäftigten unterzeichnet wurde.

Es  folgten  Aktionen  von  Künstler:innen  wie  des  Kollektivs  Nevoina  aus
Samara oder die anonyme Bewegung „Krankschreibung gegen den Krieg“.
Die größten koordinierten Aktivitäten stellten die Aktionstage am 6. und 13.
März 2022 sowie im September dar. Trotz dieser Unternehmungen ist es
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jedoch bisher nicht gelungen, eine breite Antikriegsbewegung aufzubauen.
Die Gründe dafür sind zahlreich.

Die  Aktivist:innen  selber  erleiden  seit  dem ersten  Tag  des  Krieges  eine
massive Repression seitens des russischen Staates. Das Versammlungsrecht
war bereits vor dem Krieg drastisch eingeschränkt worden. Neben massiver
Polizeigewalt  gab  es  bis  zum  13.  März  14.000  Festnahmen.  Diese
Ordnungsverwahrungen endeten zwar häufig nach 10 – 15 Tagen, jedoch
wurde  auch  vereinzelt  von  Fällen  berichtet,  bei  denen  Festgenommene
gefoltert wurden. Das Ziel seitens des russischen Staatsapparates war von
Beginn an, die Proteste im Keim zu ersticken.

So  gab  es  für  das  gesamte  Jahr  2022  laut  OVD-Info  mehr  als  21.000
Festnahmen  sowie  mindestens  370  Angeklagte  in  Strafverfahren  wegen
Antikriegsäußerungen  und  -reden.  Mehr  als  200.000  Internetressourcen
wurden  gesperrt  und  11  Urteile  wegen  Staatsverrats  verhängt.  Darüber
hinaus  haben  Behörden  bestätigt,  dass  bisher  141  Personen  wegen
Teilnahme an Antikriegsprotesten mittels Gesichtserkennungssystemen (z. B.
in der Moskauer U-Bahn) ermittelt wurden.

Chronik der Repression
Mit  der  massiven  Repression  hatte  das  Putinregime  bisher  Erfolg.  Die
Proteste  wurden  klein  gehalten,  große  Teile  der  Bevölkerung
eingeschüchtert und wichtige Aktivist:innen für den Widerstand haben mit
Repression zu kämpfen oder mussten fliehen. Die Oppositionsgruppen haben
in dieser Situation Aufrufe zu öffentlichen Kundgebungen eingestellt, weil sie
beim aktuellen Kräfteverhältnis nur zum Verheizen der Aktivist:innen führen
würden.

Weitere Gründe für diese Schwäche

Doch  nicht  nur  die  Repression  alleine  erschwert  den  Aufbau  einer
Antikriegsbewegung. Hinzu kommen zwei weitere Gründe, die wir nur kurz
anreißen können:

a) Fehlende Programmatik und Klarheit



Die eher autonom geprägte Gruppe „Alt-Left“ ging in ihrer Auswertung des
Aktionstags am 13. März 2022 davon aus, dass die Führung der Bewegung
eine liberale Prägung habe und es in der Bevölkerung eine mehrheitliche
Unterstützung  für  die  „Spezialoperation“  und  eine  starke  Zunahme  des
Nationalismus  gebe.  Das  ist  natürlich  ein  Ergebnis  von  Putins
Propagandahoheit, aber auch der Tiefe der historischen Niederlage, die mit
der Restauration des Kapitalismus einherging, und einer Linken, die an sich
selbst  den  Zusammenbruch  des  Stalinismus  erfuhr  und  sich  und  die
Arbeiter:innenklasse bisher nicht so reorganisieren konnte, dass sie einen
alternativen gesellschaftlichen Pol gegen Putin darstellen. Teile der „linken“
Kräfte  –  insbesondere  die  Spitzen  der  KPR  und  der  offiziellen
Gewerkschaften –  unterstützen Putins  Krieg.  Andere nehmen keine klare
Position  ein,  erkennen  das  Selbstbestimmungsrecht  der  Ukraine
grundsätzlich nicht an oder betrachten Russland nicht als imperialistische
Kraft. All das hat verhindert, dass sich ein klarer antikapitalistischer und
antiimperialistischer Pol in der Bewegung bildete.

b) Mangelnde Verankerung

Weiterhin  fehlt  eine  Verankerung  der  radikalen,  gegen  das  Regime
gerichteten  Linken  innerhalb  der  Arbeiter:innenklasse.  Letztere  ist
massenhaft  vor  allem  in  der  staatstragenden  Gewerkschaftsföderation
organisiert und durch diese kontrolliert. Die aktuellen Proteste können sich
somit richtigerweise gegen den Krieg Russlands richten, aber darüber hinaus
können  sie  in  ihrem aktuellen  Ausmaß  nur  die  Keimform  einer  breiten
Antikriegsbewegung darstellen. Davon, den Krieg stoppen zu können, sind
sie weit entfernt. Die Linke ist marginalisiert, die Arbeiter:innenklasse tritt
nicht als eigenständige Kraft auf.

Rolle von Frauen
Doch  nicht  alles  ist  aussichtslos.  Von  Anfang  an  bildeten  Frauen  eine
treibende  Kraft  der  Antikriegsbewegung.  OVD-Info  verzeichnete,  dass
zwischen  dem  24.  Februar  und  12.  Dezember  mindestens  8.500
Administrativverhaftungen  von  Frauen  wegen  Äußerungen  von
Antikriegspositionen in verschiedenen Formen stattfanden, was etwa 45 %



aller bekannten Inhaftierten entspricht.

In den letzten Jahren ist der Anteil der bei Kundgebungen festgenommenen
Frauen deutlich gestiegen: 2021 betrug er bei solchen zur Unterstützung von
Alexei  Nawalny  25  –  31  %  und  2022  dort  nach  Ankündigung  der
Mobilisierung am 21. und 24. September 51 % bzw. 71 %. Der Autor und
Herausgeber  Ewgeniy  Kasakow  kommt  im  Buch  „Spezialoperation  und
Frieden – Die russische Linke gegen den Krieg“ zur Schlussfolgerung, dass
das feministische Spektrum das bestorganisierte in der aktuellen Situation
sei.  Das liegt seiner Einschätzung nach daran, dass es im Gegensatz zur
restlichen Linken am wenigsten gespalten in der Frage der Ukraine gewesen
sei.  Zum  anderen  schaffte  es  am  schnellsten,  „horizontale  Strukturen“
auszubilden,  und  war  somit  in  der  Lage,  zu  unterschiedlichen  Fragen
Agitationsmaterialien  zu  erstellen  und  Solidaritätskampagnen  zu
organisieren. Die größte nachvollziehbare Kraft stellt dabei das Netzwerk
Feministischer Antikriegswiderstand dar, das aktuell auch die stärkste im
Kampf gegen Krieg auszumachen scheint.

Das Feministische Antikriegswiderstand (FAS)
So gab es am 8. März 2022 in über 90 Städten stille Proteste, bei denen
Blumen  vor  Denkmäler  gelegt  wurden  wie  beispielsweise  einem
Wandgemälde in der Kiewer U-Bahnstation in Moskau, das für die russisch-
ukrainische  Freundschaft  steht.  Was  sich  nach  einer  Kleinigkeit  anhört,
führte jedoch allein in Moskau zur Verhaftung von 90 Personen und zeigt,
wie gering der Spielraum für Proteste ist.

Um so positiver ist es, die Aktivitäten der FAS über die letzten Monate zu
verfolgen: Neben der Sammlung von Spenden für ukrainische Geflüchtete,
der Unterstützung von nach Russland Abgeschobenen hat sie mehr als 10
Ausgaben  der  Printzeitung  Zhenskaya  Pravda  (Frauenwahrheit)
herausgegeben, mit der sie vom Staat unabhängige Informationen über den
Krieg gewährleistet.

Ebenso finden sich Artikel  wieder,  die  thematisieren,  wie Söhne vor der
Armee geschützt werden können oder sich der Krieg auf das Familienbudget



und  die  Wirtschaft  Russlands  auswirkt.  Auf  Teletype  veröffentlicht  sie
regelmäßig  Zwischenberichte  ihrer  Arbeit  sowie  Reden  von  einzelnen
Koordinator:innen des Netzwerks. Damit leistet sie einen wichtigen Beitrag
in  der  Agitation  gegen  den  Krieg  und  beweist  flexibles  Nutzen  von
Onlineaktivismus  und  illegaler  Arbeit,  die  nicht  nur  auf  Onlinemedien
basieren  kann.

Positionen
Klar  sollte  sein,  dass  das  Netzwerk  keine  total  homogene  Struktur
verkörpert, die auf Basis eines tiefer gehendenen einheitlichen Programms
agiert. Es dient als Sammelbecken für linke wie auch liberale Aktivist:innen
in  Russland  und  international,  die  auch  unterschiedliche  Einschätzungen
bezüglich des Charakters Russlands im Weltgefüge vertreten. Dennoch hat
es am 25. Februar ein Manifest veröffentlicht, das mittlerweile in über 20
Sprachen verfügbar ist. Dort bezieht es klar Stellung zum Krieg und schreibt:
„Russland hat seinem Nachbarn den Krieg erklärt. Es hat der Ukraine weder
das  Recht  auf  Selbstbestimmung  noch  irgendeine  Hoffnung  auf  ein
friedliches Leben zugestanden. Wir erklären – und das nicht zum ersten Mal
–, dass der Krieg in den letzten acht Jahren auf Initiative der russischen
Regierung geführt wurde. Der Krieg im Donbas ist eine Folge der illegalen
Annexion der Krim. Wir glauben, dass Russland und sein Präsident sich nicht
um das  Schicksal  der  Menschen  in  Luhansk  und  Donezk  kümmern  und
gekümmert  haben und dass  die  Anerkennung der  Republiken  nach  acht
Jahren  nur  ein  Vorwand  für  den  Einmarsch  in  die  Ukraine  unter  dem
Deckmantel der Befreiung war.“

Angesichts des russischen Angriffskrieges ist die klare Positionierung der
FAS essentiell und unterstützenswert. Im Späteren wurde ergänzt, wem die
FAS hilft, wie Unterstützung aussehen kann. Ferner wurden 9 konkretere
Forderungen zum Krieg verabschiedet. Auch hier halten wir den Großteil für
sinnvoll wie die Ablehnung des bloßen Pazifismus, die Amtsenthebung Putins
und aller beteiligten Beamt:innen. Doch sehen wir auch Sachen anders wie
beispielsweise in der ersten Forderung: „Für den vollständigen Abzug der
russischen Truppen aus dem Hoheitsgebiet der Ukraine und die Rückgabe



aller  besetzten Gebiete  an  die  Ukraine  (Wiederherstellung innerhalb  der
Grenzen bis 2014)“.

Wir unterstützen den sofortigen Abzug russischer Truppen, treten jedoch
dafür  ein,  dass  die  Bevölkerung  der  Krim  sowie  der  Volksrepubliken
unabhängig vom russischen wie vom ukrainischen Staat selbst Referenden
organisiert, welchem Gebiet sie sich anschließen will – mit dem Recht, egal
wie die Entscheidung ausfällt,  Sprache etc.  der jeweiligen Minderheit  zu
schützen.

Veränderung ist möglich
In einem Blogbeitrag beschreibt die FAS die unterschiedlichen Stadien von
Antikriegskampagnen  und  wirft  dabei  die  Frage  auf:  „In  welcher  Phase
befinden wir uns Ihrer Meinung nach? Wie kann man den Beginn der dritten,
vierten und fünften Stufe beschleunigen?“ Besagte Stadien stellen dabei 3.
die „Wachstumsphase der Unterstützung“, bei der die Unterstützung über
den Kern der aktiven Gruppen hinaus zunimmt und sich das 4. „Stadium der
Meinungsbildung“  entwickelt,  bei  dem  die  Antikriegsposition  in  breiten
Teilen der Bevölkerung diskutiert wird, hin zum 5. „Stadium der politischen
Stärke“, wo beispielsweise der Beginn oder die aktive Wiederaufnahme von
Verhandlungen  anstehen  sowie  kleine  Zugeständnisse  an  die
Antikriegsbewegung  erfolgen.

Manche Lesende werden jetzt vielleicht stutzig werden, da sie sich unter
„politischer Stärke“ wahrscheinlich etwas anderes vorgestellt haben. Dem
liegt folgende Aussage zugrunde: „Fast alle Forscher sind sich einig, dass die
Antikriegskampagne  selbst  den  Krieg  nicht  beendet:  Kriege  enden  aus
anderen Gründen, zu denen neben wirtschaftlicher Erschöpfung auch die
Unbeliebtheit  und  Nichtunterstützung  des  Krieges  in  der  Gesellschaft
gehören. Es sind Kampagnen, die den Grad dieser Unterstützung verändern
können, indem sie die Basis von Kriegsgegnern ständig erweitern und neue
Menschen in die Bewegung einbeziehen.“

Richtig mag sein, dass Kampagnen nicht Kriege beenden. Dennoch können
aus  ihnen  politische  Kräfte  entstehen,  die  sich  als  Organisationen  oder



Parteien formen, die eben dies tun. Denn vor allem, wenn das Ziel unter
anderem auch die Amtsenthebung Putins sein soll, braucht es eine Kraft, die
klar als Alternative auftreten kann.

Doch  kommen  wir  zurück  zur  eigentlichen  Frage:  Wie  kann  die
Antikriegskampagne ausgeweitet  werden?  Diese  ist  eng verknüpft  damit,
wen man als Subjekt der Veränderung betrachtet. Dabei glauben wir, dass
der Begriff der „Zivilgesellschaft“ nicht hilft, da er das Bild zeichnet, dass
zum einen viele Teile der Bevölkerung gleichgestellt sind, zum anderen keine
wirkliche  Unterscheidung  zwischen  NGOs,  Initiativen  und  Individuen
getroffen  wird.  Die  „Zivilgesellschaft“  in  ihrer  Gesamtheit  besteht  aus
Schichten, die letztlich entgegengesetzt Klasseninteressen haben können –
was  es  schwierig  macht,  klare  Forderungen  zu  entwickeln,  und  den
gemeinsamen Kampf notwendigerweise auf eine Reform des bürgerlichen
Systems beschränken muss.

Als Marxist:innen gehen wir davon aus, dass die Arbeiter:innenklasse das
zentrale Subjekt der Veränderung darstellt. Dabei gehen wir davon aus, dass
das  Bild  der  Arbeiter:innenbewegung  als  Darstellung  weißer  Männer  in
Blaumännern  der  Realität  nicht  gerecht  wird.  Schauen  wir  uns  die
Arbeiter:innenklasse international an, dann ist sie multiethnisch und divers in
ihren  Geschlechtsidentitäten.  Es  geht  also  nicht  um  die  Frage,
Unterdrückung  zu  verleugnen,  sondern  die  Kämpfe  miteinander  zu
verbinden.

Die  Arbeiter:innenklasse  als  solche  ist  aufgrund  ihrer  Rolle  im
Produktionsprozess  relevant.  Durch  die  Fähigkeit  zu  streiken,  also  die
Produktion  lahmzulegen,  sitzt  sie  an  einem effektiven  Hebel,  dem Krieg
sowohl den Geldhahn als auch praktisch die Mittel abzudrehen. Ein Blick
zurück  in  die  russische  Geschichte  zeigt,  welche  Schlüsselrolle  die
Arbeiter:innenklasse – und insbesondere Frauen – einnehmen können, um
Kriege zu beenden. Die Antwort auf die Frage, wie die Antikriegskampagne
ausgeweitet werden kann, lautet für uns also: Wie können die Arbeiter:innen
für eine Antikriegspolitik gewonnen werden? Und welche politischen Ziele
sind damit verknüpft? Soll nämlich der Kampf gegen den Krieg zum Sturz des
russischen Imperialismus auswachsen, so muss er für die Errichtung einer



revolutionären Arbeiter:innenregierung geführt werden.

Wie kann es weitergehen?
Die  FAS  vertritt  eine  solche  Perspektive  nicht.  Unsere  Kritik  bedeutet
natürlich  nicht,  dass  wir  sie  im  Kampf  gegen  die  Kriegspolitik  nicht
unterstützen würden. Im Gegenteil,  wir suchen diese Diskussion mit  den
Aktivist:innen und Genoss:innen.

Darüber  hinaus  ist  auch  hervorzuheben,  dass  die  FAS  auch  wichtige
klassenpolitische Forderungen erhebt. So heißt es:

„Wir kämpfen für menschenwürdige Arbeitsbedingungen für alle und für die
Einhaltung der Arbeitsrechte der Bürgerinnen und Bürger. Mit Beginn des
Krieges steigt die Zahl der Entlassenen und Arbeitslosen. Die Arbeitgeber
nutzen  ihre  Macht  und  ihren  Druck,  um  Arbeitnehmer  für  ihre
Antikriegshaltung zu bestrafen. Die ersten Leidtragenden der Kürzungen im
Arbeitsrecht sind die Frauen!* und die sogenannten nationalen Minderheiten,
Migranten. Wir unterstützen die Arbeit unabhängiger Gewerkschaften und
Streiks.“

Wir  halten  diese  Positionierung  für  sinnvoll,  da  der  Krieg,  wie  die  FAS
feststellt, für eine Verschlechterung der Lebensbedingungen vieler sorgt. Um
mehr Elemente für eine Antikriegsposition zu gewinnen,  müssen aktuelle
Probleme  wie  Lohnkürzungen  sowie  ausbleibende  Lohnzahlungen  und
steigende  Lebensunterhaltungskosten  direkt  angesprochen  und  mit
Forderungen  für  konkrete  Verbesserungen  verbunden  werden.

Dabei ist es sinnvoll, selbst die regimetreuen Gewerkschaften aufzufordern,
um  diese  Fragen  aktiv  zu  werden,  statt  stumme  Burgfriedenspolitik  zu
betreiben. Dies dient vor allem dazu, diejenigen, die zum einen Illusionen
frönen,  dass  ihre  Gewerkschaft  etwas  für  sie  tut,  wegzubrechen,  zum
anderen jenen,  die sie als  bloße Kulturinstitution verstehen,  aufzuzeigen,
dass sie ein Ort des gemeinsamen Kampfes sein muss.

Dies sollte kombiniert werden mit kleineren Aktivitäten in Betrieben, wo über
die  Aufforderungen  diskutiert  werden  kann.  Die  aktuelle  Repression



erschwert  es,  dies  offen  und  öffentlich  mit  der  Frage  des  Krieges  zu
verbinden oder schnell in Mobilisierungen umzuwandeln. Jedoch muss es Ziel
sein, die Unzufriedenheit zu schüren, um sie schließlich produktiv zu nutzen.

Perspektivisch  könnte  das  Ziel  darin  bestehen,  einen  gemeinsamen,
branchenübergreifenden Aktionstag beispielsweise unter dem Motto „Gegen
die  Krise!“  für  bessere  Arbeitsbedingungen  und  höhere  Löhne  zu
organisieren, der a) als Überprüfung dienen kann, wie viele bereit sind, auf
die Straße zu gehen, und b) genutzt werden kann, Kämpfe miteinander zu
verbinden.

Denn man sollte sich bewusst sein: Chauvinismus gegenüber Ukrainer:innen,
Sexismus und LGBTIA+-Diskriminierung werden in der breiten Bevölkerung
nicht  einfach  so  verschwinden,  nur  weil  die  Situation  durch  den  Krieg
schlechter wird. Unmittelbar droht sogar eine Zunahme. Der Schlüssel liegt
jedoch weder darin, dies zu ignorieren, noch eine vollkommende Solidarität
zur Vorbedingung eines gemeinsamen Kampfes zu machen.

Vielmehr muss im Rahmen von Kämpfen für Verbesserungen gezeigt werden,
dass  man  gemeinsame  Interessen  hat,  während  gleichzeitig  in  den
Strukturen  Schutzräume  für  gesellschaftlich  Unterdrückte  wie  Caucuses
geschaffen  werden  sollten.  Ebenso  wird  die  Arbeit  zurzeit  dadurch
erschwert,  dass  die  Gewerkschaften  dem  Krieg  recht  passiv
gegenüberstehen. Aber gerade deswegen ist es wichtig, sie herauszufordern,
was nicht gegen die bereits existierende Arbeit gestellt werden sollte, die die
FAS betreibt, da diese auch die Grundlage schafft, Gehör zu finden.

Internationale Solidarität statt Isolation
Die  Aktivist:innen  der  russischen  Antikriegsbewegung  spielen  eine
Schlüsselrolle bei der Beendigung des Krieges. Hierzulande sollten wir uns
dafür  einsetzen,  dass  a)  die  eigene  Kriegstreiberei  nicht  das  Bild  einer
russischen Bevölkerung zeichnet, die komplett Putin unterstützt. Wer das so
sieht,  leugnet  nicht  nur  die  Realität  und  unterstützt  weitere  mögliche
Kriegstreiberei, sondern verpasst die Chance, den Widerstand zu stärken.
Wir sollten b) fortschrittliche Kräfte wie die FAS in ihrer Oppositionsarbeit



unterstützen,  c)  gegen  die  Sanktionen  gegenüber  der  russischen
Bevölkerung  auf  d ie  Straße  gehen,  da  diese  vor  a l lem  ihre
Lebensbedingungen  verschlechtern,  während  wir  gleichzeitig  das
Selbstverteidigungsrecht  der  Ukrainer:innen  anerkennen.

Darüber hinaus bedarf es einer Strategiedebatte, die international geführt
werden muss. Dies bedeutet zum einen, von Aktivist:innen aus Russland zu
lernen, insbesondere wie politische Arbeit in der aktuellen Situation möglich
ist.  Auf der anderen Seite bedarf es auch inhaltlicher Debatten über die
Fragen  des  Charakters  des  russischen  Regimes  im  imperialistischen
Weltsystem,  des  Krieges  und  der  Strategie,  wie  er  beendet  werden  kann.

Gute Fragen, gute Antworten: 5
Fragen  zu  Frauen,  Patriarchat
und Krieg
von Aventina Holzer  /  Jaqueline Katherina Singh,  Artikel  aus der FIGHT
2023, unserer Zeitung gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und
anderen Sektionen der LFI) zum 8. März 2023

1. Patriarchat schafft Krieg?
„Kriege  werden von  Männern  ausgelöst“,  „Mächtige  Männer  setzen  ihre
Interessen über die Köpfe der anderen durch“ und „Krieg ist männlich“ sind
Aussagen, die einem häufig über den Weg laufen. Wenn man sich die Realität
anschaut,  könnte  man  dem  auf  den  ersten  Blick  zustimmen.  Die
überwiegende Mehrheit  der Regierungschef:innen sind Männer und auch
fernab  von  Amtsträger:innen  hat  Gewalt  überwiegend  ein  männliches
Gesicht.
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Das Problem an diesen Sätzen ist jedoch, dass man eine falsche Systematik
oder gesellschaftliche Problematik herausarbeitet. Es scheint so, dass Kriege
entstehen,  da  oftmals  Männer  Entscheidungsträger  sind.  Dies  ist  ein
Ergebnis des Patriarchats, welches sich durchgesetzt und reproduziert hat
durch männliche Gewalt. Damit wird einem unterschwellig suggeriert, dass
es „in der Natur“ von Männern liege, gewalttätig zu sein.

Doch Kriege entstehen nicht  einfach durch individuelle  Willkür.  Sie  sind
selbst ein Produkt von Klassengesellschaften. Im Kapitalismus sind sie oft
Ergebnis ökonomischer Konkurrenz mit dem Ziel jeweiliger Nationen bzw.
Kapitalfraktionen,  sich  eigene  Einflusssphären  zu  sichern  –  auf  Kosten
anderer. Krieg scheint männlich, da eben viele Männer für die Kriegsführung
und -erklärung verantwortlich sind. Das suggeriert sehr stark, dass es anders
wäre,  wenn  Frauen  in  diesen  Positionen  sind.  Annalena  Baerbock  oder
Hillary Clinton und ihre „feministische Außenpolitik“ lassen grüßen. In der
Realität  schicken  diese  aber  ebenso  Waffen,  um  die  Interessen  ihrer
jeweiligen herrschenden Klasse zu vertreten. Sie sind nicht freundlicher oder
rationaler,  nur  weil  sie  Frauen sind.  Davon auszugehen,  verschleiert  die
tatsächlichen Verhältnisse und den realen patriarchalen Aspekt von Kriegen
enorm, während man gleichzeitig tradierte Rollenbilder reproduziert.

Ähnliches gilt für männliche Gewalt an sich. Gewalt ist nicht nur eine Frage
von individueller  Mentalität,  Erziehung oder  Tendenz.  Es  ist  nichts,  was
„natürlich“  in  Männern  existiert,  sondern  Ergebnis  historischer
Unterdrückung – von Frauen, aber auch und vor allem von Klassen oder im
Kapitalismus von Kolonialvölkern und Nationen.

Somit ist die Aussage „Patriarchat schafft Krieg“ nicht nur eine sehr, sehr
vereinfachte Analyse von Patriarchat  als  „männlicher Dominanz“ und ein
Abschieben der Schuld auf „die“ Männer. Darüber hinaus vermittelt es zwei
we i te re  prob lemat i sche  Ideen .  Zum  e inen  en ts teh t  e ine
Diskussionsverschiebung.  Es  wird  sich  darauf  konzentriert,  welches
Geschlecht  den Krieg führt und verwaltet. Doch eigentlich geht es dabei um
die Durchsetzung von Klasseninteressen, um geopolitische und strategische
Machtverschiebungen. Diese haben zwar massive negative Auswirkungen auf
FLINTA-Personen, aber auch auf die männliche Arbeiter:innenklasse, die als



Kanonenfutter für die herrschende Klasse eingesetzt wird.

Das  zweite  Problem mit  der  Aussage „Patriarchat  schafft  Krieg“  besteht
darin,  dass  alle  Kriege  als  reaktionär  erscheinen.  Das  ist  grundfalsch.
Antikoloniale und antiimperialisische Befreiungskriege, Bürger:innenkriege
oder  Kriege  zur  Verteidigung  einer  sozialen  Revolution  tragen  einen
fortschrittlichen  Charakter.  Die  Abschaffung  des  Kapitalismus  und  der
Frauenunterdrückung sind letztlich ohne sozialistische Revolution, d. h. ohne
gewaltsame Erhebung der Unterdrückten unmöglich. Abstrakte, ahistorische
Phrasen,  die  den  Unterdrückten  einen  allgemeinen  Gewaltverzicht
nahelegen, entwaffnen sie letztlich nur. Sie tragen ungewollt dazu bei, jene
Verhältnisse  –  kapitalistische Ausbeutung und Frauenunterdrückung –  zu
verewigen, die sie zu bekämpfen vorgeben.

2. Warum gibt es Krieg im Kapitalismus?
Wer effektiv gegen Krieg kämpfen will, muss auch verstehen, was dessen
Wurzel ist. Spoiler: es sind nicht einzelne, verwirrte Staatsoberhäupter oder
die grundlegende „Natur“ des Menschen.  Die Erklärung ist  eine andere.
Dabei ist wichtig anzuerkennen, dass das grundsätzliche Verhältnis zwischen
den Akteur:innen im Kapitalismus die Konkurrenz ist. Jede/r muss für sich
selber schauen, wo er/sie bleibt, und darum kämpfen, dass er/sie nicht von
anderen Kapitalist:innen abgehängt wird oder am besten sogar schneller als
Elon Musk zum Mars fliegt. Dieser Konkurrenzkampf durchzieht die gesamte
Gesellschaft.  Somit stehen auch die Besitzer:innen der Fabriken und des
Kapitals, also die Kapitalist:innen, miteinander in stetigem Kampf darum, wer
die meisten Profite bekommt, um mit diesen neue Investitionen zu tätigen
und somit zu wachsen und immer größere Teile der Wirtschaft in der eigenen
Hand zu  vereinen.  Doch  Profite  zu  machen,  ist  nicht  so  einfach  in  der
heutigen Welt.

Unsere aktuelle Epoche zeichnet sich dadurch aus, dass jeder Winkel der
Welt  unter  die  konkurrierenden  Kapitale  aufgeteilt  ist.  Beispielsweise  in
Deutschland  wird  beinahe  alles  bewirtschaftet  und  der  Bedarf  an  den
meisten Sachen ist befriedigt. Also muss man raus aus Deutschland und in
anderen Teilen der Welt investieren, wo noch was zu holen ist. Und da sich



alle  Imperialist:innen  unter  Konkurrenzdruck  befinden,  hat  man  unter
Umständen  auch  gar  keine  andere  Wahl,  als  diese  Kriege  um
Wirtschaftswege  (westafrikanische  Küste),  Wirtschaftsräume  (Mali)  oder
geostrategische Einflusssphären (Ukraine, Syrien, Afghanistan) zu führen, da
man ansonsten von den Kapitalist:innen in anderen Ländern bedroht wird
oder vielleicht sogar abgehängt. Im Prinzip ist also Politik die zugespitzte
Form  der  ökonomischen  Konkurrenz  (wie  beispielsweise  durch
Handelsabkommen oder  Troikapolitik  gezeigt)  und Krieg die  Fortführung
dieser mit anderen Mitteln.

Als revolutionäre Marxist:innen erkennen wir auch an, dass Kriege einen
unterschiedlichen  Charakter  tragen,  je  nach  dem  der  Kriegsziele  der
beteiligten Kräfte und Klassen. So besitzen beispielsweise solche zwischen
imperialistischen Mächten einen reaktionären Charakter, während wir die
unterdrückter  Nationen und halbkolonialer  Länder gegen imperialistische
Staaten als berechtigt und unterstützenswert betrachten.

So weit eine knappe Antwort auf eine komplexe Frage.

3. Treffen Kriege Frauen stärker?
Die Antwort ist:  jein. Kriege versetzen die gesamte Bevölkerung in einen
Ausnahmezustand.  Die  Zunahme  von  Nationalismus,  Zerstörung  der
Infrastruktur oder Mobilmachung haben Auswirkungen auf alle. Frauen sind
dabei teilweise stärker oder spezifisch betroffen. Dies liegt darin begründet,
dass der Krieg bereits vorhandene Frauenunterdrückung massiv verstärkt
oder jedenfalls es tun kann. Er muss es aber nicht, wenn Frauen selbst eine
aktive,  ja  führende  Rolle  in  Befreiungs-  oder  Bürger:innenkrieg  für  die
fortschrittliche Seite spielen.

Die Auswirkungen lassen sich dabei grob in direkte sowie indirekte einteilen.
Beispielsweise fördert der Zusammenbruch der medizinischen Infrastruktur
eine höhere Sterblichkeit von Geburten und die kriegsbedingte Zunahme an
Frühwitwen führt meist zu schlimmerer Altersarmut von Frauen, die noch
jahrelang anhält. Ein spezifisches Merkmal von Kriegen ist der Anstieg von
Gewalt gegen Frauen. Herauszustellen hierbei ist, dass diese nur teilweise



zunehmen, weil die Lebensbedingungen schlechter werden.

Vielmehr muss Gewalt gegen Frauen – hierbei vor allem Vergewaltigung –
auch als gezielte Waffe verstanden werden zur ethnischen Säuberung und
Demoralisierung.  Beispielsweise  wurde  im  Jahr  1994  Ruanda  von  einem
Völkermord heimgesucht. Man schätzt, dass in etwas mehr als hundert Tagen
fast eine Million Menschen getötet wurden. Im gleichen Zeitraum wurden
schätzungsweise 250.000 bis 500.000 Tutsifrauen vergewaltigt. Insbesondere
in  diesem  Jahrhundert  gibt  es  zahlreiche  Belege  für  massive
Vergewaltigungen  als  Kriegsphänomen.  Ein  weiteres  Beispiel  finden  wir
1937, wo in einem Monat 20.000 Frauen von Japanern in Nanjing (früher:
Nanking; China) vergewaltigt wurden.

Auffällig ist, dass die Täter nur selten strafrechtlich verfolgt werden. In der
Machel-Studie  wird  darauf  hingewiesen,  dass  beispielsweise  nur  8  Täter
angeklagt wurden, obwohl die Zahl der Vergewaltigungen im ehemaligen
Jugoslawien auf 20.000 geschätzt wird. Ziel der systematisch betriebenen
Übergriffe ist es, der Gesamtbevölkerung der Gegenseite zu schaden – auch
langfristig, weil die Reproduktionsfähigkeit beschädigt wird, etwa wenn in
bestimmten  Kulturen  die  Frau  als  Heiratspartnerin  nach  einer
Vergewaltigung  nicht  mehr  infrage  kommt.  Es  wird  also  nicht  nur  der
einzelnen Frau mit diesem Kriegsverbrechen geschadet, sondern der ganzen
Gruppe.

4. Was ist mit der Carearbeit?
Dadurch,  dass  größtenteils  Männer  eingezogen  werden  sowie
Haushaltseinkommen  schrumpfen,  gibt  es  starke  Veränderungen  in  der
Verteilung der  Hausarbeit  sowie  auf  dem Arbeitsmarkt.  Kurzum:  Frauen
agieren hierbei als flexible Reservearmee von Arbeitskräften, die je nach
Situation aktiv einbezogen oder isoliert  werden. Der Grund dafür ist  vor
allem die Organisierung der Reproduktionsarbeit. Diese ändert sich ebenfalls
im Rahmen des Krieges. Denn in einem Land, was angegriffen wird, wird
massiv Infrastruktur zerstört. Alle Bereiche der Pflege und Kindererziehung
fallen somit meist auf Frauen zurück – und das findet unter schlechteren
Verhältnissen statt. Nach dem Krieg ändert sich das nicht unmittelbar, da die



Zahl von Verletzten auch gestiegen ist.

Kurzum: die Doppelbelastung von Frauen, die ohnedies existiert, wird massiv
verstärkt.  Doch  nicht  nur  in  angegriffenen  Ländern  verändert  sich  die
Situation. So hatten bspw. die USA im Zweiten Weltkrieg die Möglichkeit, um
die Waffenproduktion am Laufen zu halten, Teile der Carearbeit zeitweise zu
„sozialisieren“. Dies fand beispielsweise 1942  im Rahmen des Community
Facilities Act (auch Lanham Act genannt) statt. Im Rahmen dieses Gesetzes
hatten  alle  Familien  (unabhängig  vom  Einkommen)  Anspruch  auf
Kinderbetreuung, teilweise bis zu sechs Tage in der Woche, einschließlich
der  Sommermonate  und  der  Fer ien .  So  wurden  d ie  ers ten
Kinderbetreuungseinrichtungen der US-Regierung und sieben Einrichtungen
für 105.000 Kinder gebaut.  Dies scheint  nach heutigen Maßstäben recht
wenig  zu  sein,  ist  aber  ein  Ausdruck,  was  möglich  ist:  Statt  die
Reproduktionsarbeit ins Private zu verlagern, wurden Teilbereiche öffentlich
organisiert  –  also  verstaatlicht  („vergesellschaftet“),  da  Frauen  als
Arbeitskräfte benötigt wurden. Dieses Angebot blieb natürlich nicht ewig
bestehen. Nach Ende des Krieges und der Rückkehr der Männer von der
Front wurden die Angebote wieder gestrichen, um Kosten zu sparen.

5. Trifft Krieg alle gleich?
Insgesamt  ist  es  wichtig  anzuerkennen,  dass  wie  bei  Gewalt  die
Auswirkungen von Krieg alle Frauen treffen. Aber eben nicht gleich. Frauen
aus der Arbeiter:innenklasse, alle mit niedrigen Einkommen, sind den Folgen
wesentlich stärker ausgesetzt, da sie keinen finanziellen Spielraum haben,
Preissteigerungen  auszugleichen  oder  zu  fliehen.  Dementsprechend  kann
auch nicht in der „Einheit“ aller Frauen die Antwort auf den Kampf gegen
den Krieg bestehen. Vor allem nicht mit der Argumentation, dass Frauen
friedliebender als Männer sind. Dies ist nur eine Fortführung von tradierten
Rollenbildern, die auf die Müllhalde der Geschichte gehören. Wie am Anfang
schon gesagt: Krieg wird nicht durch toxische Männlichkeit oder „verrückte
Diktatoren“  vom  Zaun  gebrochen  und  geführt.  Um  Krieg  effektiv  zu
bekämpfen, ist es aber zentral, ihn als Ergebnis von Klassengegensätzen und
der  internationalen  Konkurrenz  unterschiedlicher,  nationaler



Kapitalfraktionen  zu  verstehen.  Wenn  Frauen  dann  einfach  nur  dieses
System mit verwalten oder glauben, dass Krieg vermeidbar sei, wenn man
mehr miteinander redet, dann bietet das keine Lösung für irgendein Problem
–  weder  zur  Bekämpfung  von  Krieg  noch  dessen  Auswirkungen  auf  die
Frauenunterdrückung.  Effektiver  Widerstand  muss  aktuelle  Probleme
aufgreifen und deren Bekämpfung mit der Beseitigung ihrer Ursache – des
Kapitalismus – verbinden, um erfolgreich zu sein.

Der  Ukrainekrieg  und  seine
Auswirkungen auf Frauen
von Jaqueline Katherina Singh, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Seit mehr als einem Jahr bestimmt der Ukrainekrieg die Schlagzeilen. Im
Folgenden wollen wir eine kurze Skizze der aktuellen Situation anfertigen
und uns damit auseinandersetzen, wie sich die aktuelle Situation auf Frauen
auswirkt, um schließlich allgemein Kriegsfolgen für Frauen zu betrachten.
Bevor wir dazu kommen, wollen wir kurz Stellung zum Konflikt beziehen.

Vom Angriffskrieg zum Stellungskampf
Klar  ist,  dass  der  Angriff  seitens  des  russischen  Imperialismus  auf  die
Ukraine  zu  verurteilen  und der  Wille  zur  Selbstverteidigung seitens  der
ukrainischen  Bevölkerung  gerechtfertigt  ist.  Gleichzeitig  muss  das
Geschehen auch im internationalen Kontext betrachtet werden. Es spielt sich
nicht  im  luftleeren  Raum  ab,  sondern  vor  dem  Hintergrund  einer
krisenhaften  Entwicklung  des  imperialistischen  Weltsystems  und  eines
Kampfs  um  die  Neuaufteilung  der  Welt  unter  den  Großmächten.

https://onesolutionrevolution.de/der-ukrainekrieg-und-seine-auswirkungen-auf-frauen/
https://onesolutionrevolution.de/der-ukrainekrieg-und-seine-auswirkungen-auf-frauen/
https://arbeiterinnenmacht.de/


Somit ist es auch nicht irgendeine Auseinandersetzung, die zufällig mehr
Aufmerksamkeit  bekommt  als  der  Bürger:innenkrieg  im  Jemen,  weil  der
bewaffnete  Konflikt  im  Westen  stattfindet.  Er  ist  auch  Ausdruck  einer
zugespitzten globalen Weltlage und trägt in sich das Potenzial, mehr Kräfte
in kriegerische Auseinandersetzungen zu ziehen. Darüber hinaus findet die
Auseinandersetzung zwar augenscheinlich nur  zwischen der  Ukraine und
Russland  statt.  Doch  das  fragile  Gleichgewicht  von  prowestlichen  und
prorussischen wirtschaftlichen und politischen Eliten in der Ukraine und der
Ausgleich zwischen ihren Nationalitäten wurde mit dem Maidan 2014 über
den Haufen geworfen. Damals wurde der lavierende, Russland zuneigende
Präsident Janukowytsch durch eine klar prowestliche Regierung abgelöst.
Diese  verwandte  zwecks  Machtsicherung  viele  der  extrem  rechten  und
nationalistischen  Maidankräfte  in  ihrer  Administration  und  ihren
Sicherheitskräften und machte ihnen auch politisch Konzessionen. Damit war
letztlich  auch  der  bewaffnete  Zusammenstoß  mit  den  sich  in  ihren
Minderheitenrechten bedroht fühlenden Bevölkerungsgruppen insbesondere
in  der  Ostukraine  vorprogrammiert  und  Russland  nahm  den  inneren
Bürger:innenkrieg zum Vorwand für die Inkorporation der Krim, wo jedoch
schon länger eine prorussische Mehrheit lebte.

Weder Putin noch NATO!
Somit geriet das Gebiet der Ukraine zum Zankapfel zwischen russischem
Imperialismus  und der  NATO.  Wirkliche  Verbesserung für  alle  Teile  der
Bevölkerung  kann  es  nicht  geben,  wenn  man  sich  einer  dieser  Kräfte
politisch unterordnet.  Dabei  sind die  von Putin angegebenen Gründe für
seine „Militäroperation“ mehr als scheinheilig. Ihm geht es nicht um eine
Denazifizierung, sondern darum, den seit 2014 stärker gewordenen Einfluss
des  westlichen  Imperialismus  zurückzudrängen.  Dieses  Interesse  ist  vor
allem  durch  die  Zunahme  der  internationalen  Konkurrenz  seit  der
Wirtschaftskrise um die Pandemie stärker geworden und auch durch die
wirtschaftliche Schwäche Russlands bedingt.

Auf  der  anderen  Seite  muss  gesagt  werden,  dass  sowohl  die  massive
finanzielle  Unterstützung sowie die  Waffenlieferungen seitens der  NATO-



Verbündeten  nicht  aus  reiner  Selbstlosigkeit  erfolgen,  weil  man  die
ukrainische Bevölkerung nicht leiden sehen kann, sondern das Ziel anpeilen,
die  Ukraine  als  geostrategische  Einflusssphäre  zu  festigen  sowie  den
russischen Imperialismus zu schwächen und seine Fähigkeit, als Weltmacht
zu agieren, massiv zu reduzieren, wenn nicht zu verunmöglichen. Natürlich
agiert  der  Westen  dabei  nicht  als  geschlossener,  einheitlicher  Block.
Vielmehr erweisen sich die USA als eindeutige Führungsmacht auch über
ihre  europäischen  Verbündeten,  für  die  jede  stärkere  ökonomische
Durchdringung  Russlands  in  weite  Ferne  gerückt  ist.

Auswirkungen weltweit
Bevor  wir  zur  Situationen  in  der  Ukraine  kommen,  wollen  wir  uns  den
internationalen  Folgen  des  Krieges  widmen.  Neben  einer  verstärkten
Militarisierung haben der Krieg und vor allem die massiven Sanktionen nicht
nur  den  Wirtschaftskonflikt  mit  Russland  zugespitzt,  sondern  auch  die
Inflation  befeuert  und  Energiepreise  in  die  Höhe  schnellen  lassen.  Die
steigenden Kosten für Öl und Gas haben erhebliche Auswirkungen auf die
Energiearmut von Frauen und Mädchen und den ohnehin schon ungleichen
Zugang  dazu.  Dieser  wurde  vor  allem  durch  die  Pandemie  drastisch
verschlechtert, da so jene, die erst vor kurzem Zugang zu Energie erhalten
hatten,  diesen  aufgrund  von  Zahlungsunfähigkeit  verloren,  darunter  15
Millionen Afrikaner:innen südlich der Sahara. Der Krieg verschärft dies nun,
da der sprunghafte Anstieg der Energiepreise in den letzten zwei Jahren der
stärkste ist seit der Ölkrise von 1973. Darüber hinaus verursacht der Krieg
eine Lebensmittelkrise. Der Anstieg der Lebensmittelpreise war der höchste
seit  2008,  was  daran  liegt,  dass  sowohl  Russland  als  auch  die  Ukraine
zentrale Getreideproduzent:innen sind. So importieren Länder wie Armenien,
Aserbaidschan, Eritrea oder Somalia über 90 % des Getreides aus diesen
beiden  Ländern.  Darüber  hinaus  stellt  die  Ukraine  eine  wichtige
Weizenlieferantin  des  Welternährungsprogramms  (WFP)  dar,  das  115,5
Millionen  Menschen  in  mehr  als  120  Ländern  unterstützt.



Situation vor dem Krieg
Auch wenn es nicht möglich ist, hier ein komplettes Bild der Situation von
Frauen zu zeichnen, wollen wir einen kurzen, allgemeinen Überblick geben.
Vor dem Krieg machten Frauen 54 % der Gesamtbevölkerung aus und etwa
48  %  aller  Erwerbstätigen.  Eine  genaue  Aufschlüsselung,  wie  hoch  die
Arbeitsbeteiligung von Frauen in unterschiedlichen Industrien ausfällt,  ist
nicht verfügbar. Jedoch lieferte die ILO 2008 einen groben Überblick, aus
dem  hervorgeht,  dass  Frauen  vorwiegend  im  Caresektor  sowie  in  der
i n d u s t r i e l l e n  P r o d u k t i o n  t ä t i g  w a r e n
(https://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/Country_Report_No8-Ukraine_EN.pdf,  S.
31).

Rechtliche Gleichstellung existierte zwar formal auch in Bezug auf gleichen
Lohn für gleiche Arbeit. Dennoch gab es ein recht hohes Gender Pay Gap von
27 – 33 % im Zeitraum 2003 – 2012. Dies ist darauf zurückzuführen, dass
Frauen oftmals in den schlechter bezahlten Berufen arbeiten.  Doch auch
innerhalb von Berufsgruppen gab es Unterschiede. So wurden die größten
geschlechtsspezifischen  bei  den  Gehältern  im  Finanzsektor  festgestellt,
während die geringsten in der Landwirtschaft bestehen, wo die Löhne jedoch
im Allgemeinen viel niedriger ausfallen als in allen anderen Bereichen der
ukrainischen Wirtschaft.

Flucht
Im  Krieg  sind  Frauen  besonders  Gewalt  ausgesetzt,  neben  Bomben,
ausländischen Armeen direkt vor der Haustür, Angst und Engpässen bei der
Strom-  oder  Nahrungsmittelversorgung.  Kein  Wunder  also,  dass  mehrere
Millionen Menschen, darunter vor allem Frauen und Kinder, seit Beginn des
Krieges  geflohen  sind.  Laut  Angaben  der  UN  sind  davon  5,3  Millionen
Binnenvertriebene, also innerhalb des Landes geflohen. Dies verschärft die
Situation, da bereits seit 2014 aufgrund des Konflikts in der Ostukraine mehr
als 1,5 Millionen Menschen gezwungen wurden umzusiedeln. Zwei Drittel
von ihnen waren Frauen und Kinder, die seitdem unter dem erschwerten
Zugang zu Gesundheitsversorgung, Wohnraum sowie Beschäftigung leiden.

https://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/Country_Report_No8-Ukraine_EN.pdf


Darüber hinaus sind im Februar 2022 rund 8 Millionen Menschen über die
ukrainischen Landesgrenzen geflohen. Davon sind über 80 % Frauen und
Kinder,  was  unter  anderem daran liegt,  dass  die  Ausreise  von Männern
zwischen 18 und 60 Jahren seitens der ukrainischen Regierung verboten
wurde.  Frauen  sind  dabei  auf  der  Flucht  besonders  sexueller  Gewalt
ausgesetzt. So stiegen die Suchanfragen nach Schlüsselwörtern wie „Escort“,
„Porno“ oder „Vergewaltigung“ in Verbindung mit dem Wort „ukrainisch“ um
600  %,  während  sich  „Ukraine  refugee  porn“  laut  OSZE-Büro  der
Sonderbeauftragten  und  Koordinatorin  für  die  Bekämpfung  des
Menschenhandels  in  Wien  als  Trendsuche  herauskristallisierte.
(https://www.euronews.com/2023/01/17/ukraine-refugee-porn-raises-risks-
for-women-fleeing-the-war).

Zwar ist noch unklar, inwiefern ukrainische Frauen stärker von sexualisierter
Gewalt betroffen sind als andere Gruppen weiblicher Geflüchteter. Klar ist
jedoch, dass rassistische Stereotype, die innerhalb der EU existieren und
osteuropäische  Frauen  sexualisieren,  dies  mitverursachen.  Die  Gefahr,
sexuellen Missbrauch zu erleben oder Opfer von Menschenhandel zu werden,
wird durch unsichere Fluchtrouten oder die Praxis z. B. in Großbritannien,
wo  350  Pfund  für  die  Aufnahme  von  ukrainischen  Geflüchteten  gezahlt
werden, begünstigt.

Um die Situation für Geflüchtete zu verbessern, müssen wir für Folgendes
eintreten:

Offene Grenzen, sichere Fluchtwege und Staatsbürger:innenrechte
für alle!
Statt  Behausung  in  Lagern:  Dezentrale  Unterbringung  durch  die
Enteignung  von  leerstehendem  Wohnraum,  Hotels  sowie
Spekulationsobjekten!
Nein zur Spaltung: Anerkennung der Bildungsabschlüsse sowie das
Recht,  die  Muttersprache  bei  Ämtern  zu  benutzen,  für  alle
Geflüchteten!

Auch  wenn  die  letzte  Forderung  für  ukrainische  Geflüchtete,  die  in

https://www.euronews.com/2023/01/17/ukraine-refugee-porn-raises-risks-for-women-fleeing-the-war
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Deutschland  ankommen,  größtenteils  Realität  ist,  muss  sie  aufgestellt
werden,  um  eine  weitere  Spaltung  zwischen  ukrainischen  und  anderen
Geflüchteten zu verhindern. Dass die Ausstellung von Arbeitserlaubnissen
etc. für Ukrainer:innen so rasch passierte, zeigt nur, was eigentlich möglich
ist, wenn die eigene Regierung ein unmittelbares Interesse dabei verfolgt.
Deswegen sollte dies genutzt werden, um die Rechte anderer Geflüchteter
anzugleichen.

Situation der Daheimgebliebenen
Jedoch konnten nicht  alle  fliehen.  Alter,  persönliche Fitness,  Kontakte in
anliegenden oder anderen europäischen Ländern sind weitere Faktoren, die
es realistischer erscheinen lassen, sich mittel- oder langfristig ein „neues
Leben“ aufzubauen. Wer hingegen pflegebedürftig ist oder selber jemanden
pflegt, gehört zu den Gruppen, die es besonders schwer haben, das Land zu
verlassen. Zwar gibt es Erfolgsgeschichten von Gruppen wie bspw. von etwa
180 Gehörlosen,  die  es  nach Berlin  geschafft  haben.  Doch wer ans Bett
gefesselt oder auf fremde Hilfe angewiesen ist, hat schlechte Chancen.

Hier tragen auch vor allem Frauen die Hauptlast. Bereits vor der Eskalation
der Feindseligkeiten im Februar 2022 führte die unbezahlte Hausarbeit in
der Ukraine zu einer massiven Mehrbelastung. Frauen brachten im Schnitt
24,6 Stunden pro Woche für reproduktive Tätigkeiten auf, während es bei
Männern 14,5 waren. Laut UN-Bericht „Rapid Gender Analyses in Ukraine“
geben die Befragten durchweg an, dass seit dem Beginn des Krieges der
Umfang der  unbezahlten Arbeit  sowohl  für  Männer  als  auch für  Frauen
zugenommen  hat.  Dies  liegt  vor  allem  daran,  dass  Sozialdienste,
medizinische und Bildungseinrichtungen sowie Kinderbetreuung durch den
Krieg eingestellt oder reduziert wurden.

Das  Wegbrechen  dieser  Infrastrukturen  führt  dementsprechend  auch  zu
Verschlechterungen  in  allen  diesen  Bereichen.  So  sind  beispielsweise
Schwangere  durch  den  Wegfall  medizinischer  Versorgung  einer  Lage
ausgesetzt,  die  auch den Kindstod begünstigt.  Um die  Situation vor  Ort
einigermaßen erträglich zu machen, treten wir ein für:



Kontrolle  und  Verteilung  der  gelieferten  Hilfsgüter  durch
demokratisch  gewählte  Komitees  der  Bevölkerung!  Die
Vertreter:innen  müssen  rechenschaftspflichtig  und  jederzeit  wähl-
und abwählbar sein!

So kann flächendeckend verhindert werden, dass Lebensmittel unterschlagen
werden, wie beispielsweise durch zwei führende Ministeriumsbeamte, die
Ende Januar dafür entlassen wurden. Das ist keine Kleinigkeit, denn über ein
1/3 der ukrainischen Bevölkerung ist von starken Nahrungsmittelengpässen
betroffen.  Viele  Teile  der  Bevölkerung  sind  bereits  in  Hilfsstrukturen
integriert  –  und  sie  sollten  diese  auch  selber  kontrollieren.

Denn zum einen kann durch die Verteilungskomitees überprüft werden, in
welchen Regionen nicht nur mehr Hilfsgüter benötigt werden, sondern auch,
wo es noch anderer Strukturen wie beispielsweise Kantinen oder anderer
Hilfe  bedarf.  Diese  sollten  zum  anderen  als  Momente  kollektiver
Reproduktionsarbeit nach dem Krieg erhalten bleiben und flächendeckend
ausgeweitet werden. Denn nur durch die Vergesellschaftung der Hausarbeit
– also der Aufteilung der Sorge- und Carearbeit auf alle Hände – kann die
Doppelbelastung  von  Frauen  sowie  die  geschlechtliche  Arbeitsteilung
beendet  werden.  Es  gilt,  hier  eine  Grundlage  zu  legen,  um  künftigen
Verschlechterungen entgegenzuwirken.

Arbeitsrechte
Diese  Situation  wird  dadurch  verstärkt,  dass  unter  der  Regierung  von
Selenskyj  seit  Beginn des Krieges massive Angriffe auf  die Arbeitsrechte
vorgenommen wurden. Am 24. März 2022 trat das Gesetz Nr.-2136-IX Über
die Organisation der Arbeitsbeziehungen im Kriegsrecht in Kraft, was unter
anderem die Arbeitszeit von 40 Stunden pro Woche auf 60 hochsetzt, Arbeit
an Wochenenden, Feiertagen und arbeitsfreien Tagen nicht mehr verbietet
und Betrieben ermöglicht, die Auszahlung des Gehalts zu verzögern, wenn
nachgewiesen werden kann, dass Krieg oder „höhere Gewalt“ eine solche
Verzögerung verursacht haben. Das Ganze wird begleitet vom Verbot von
Oppositionsparteien,  die Verbindungen nach Russland haben,  sowie einer
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Degradierung von Gewerkschaften zu Organen der „Bürgerkontrolle“, die die
Einhaltung des Gesetzes überwachen.

Diese Verschärfungen sind dabei nur eine zugespitzte Fortführung Selenskyjs
neoliberaler Angriffe auf die Arbeiter:innenklasse. Bereits 2020 gab es den
Versuch  eines  reformierten  Arbeitsgesetzes,  welches  eine  massive
Aufweichung der Arbeits- und Tarifrechte enthielt. Durch Proteste seitens
der Gewerkschaften konnte damals verhindert werden, was nun Praxis ist.

Was das für praktische Auswirkungen hat, skizziert Bettina Musiolek (Clean
Clothes Campaign; Kampagne für Saubere Kleidung) in einem Interview mit
der GEW. Zwar ist der Anteil der Textilindustrie innerhalb der Ukraine am
BIP gering. Laut Angaben von Ukraine Invest existieren jedoch rund 2.500
Textilbetriebe mit mehr als 200.000 Mitarbeiter:innen innerhalb des Landes,
von denen zwischen 80 und 90 % der gesamten Erzeugnisse für den Export
bestimmt sind. Die überwiegende Mehrheit ihrer Beschäftigten ist weiblich.
Produziert  wird  unter  anderem für  Marken  wie  Adidas,  Benetton,  Boss,
S.Oliver, Tommy Hilfiger, Zara oder Handelskonzerne wie Picard oder Aldi.
Diese nutzen die Not brutal aus, wie Musiolek erklärt:

 „Die meisten Näherinnen werden das alles akzeptieren, weil sie den Job
brauchen. Gegen das neue Gesetz zu demonstrieren oder zu streiken, ist für
sie keine Option – ihnen droht unter dem Kriegsrecht, verhaftet zu werden. [
… ] Da werden im Schatten des Krieges rote Linien überschritten. Zwar soll
die Arbeitsrechtsreform nur während des Kriegsrechts gelten. Aber unsere
ukrainischen Gewerkschaftspartner bezweifeln, dass die Punkte nach dem
K r i e g  w i e d e r  r ü c k g ä n g i g  g e m a c h t  w ü r d e n . “
(https://www.gew.de/aktuelles/detailseite/hungerloehne-unter-dem-deckmant
el-des-kriegsrechts)

Das bedeutet praktisch, dass wir uns gegen diese Angriffe wehren müssen,
was leichter geschrieben als getan ist. Es verdeutlicht, dass die herrschende
Klasse der Ukraine nicht nur eine enge Verbündete der NATO ist, sondern –
wie jede andere – auch im Krieg ihre Klasseninteressen vertritt.

Das Kriegsrecht richtet sich hier ganz konkret gegen die Lohnabhängigen
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und  muss  bekämpft  werden.  Die  Aufgabe  von  Revolutionär:innen  und
fortschrittlichen Kräften muss darin bestehen aufzuzeigen, dass der Krieg
alleine nicht den Klassencharakter aufhebt, nicht alle Ukrainer:innen vor ihm
gleich werden und dieselben Interessen verfolgen dürfen. Deswegen muss
gesagt werden:

Nein zu den Angriffen des Arbeitsrecht! Für die sofortige Rücknahme
der Verschärfungen wie des einseitigen Kündigungsrechts oder der
Ausweitung der Arbeitszeit!
Statt  Arbeits los igkei t  und  mehr  Stunden  braucht  es
Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich!
Für ein Mindesteinkommen für alle, angepasst an die Inflation!
Entschädigungslose  Enteignung  aller  Kriegsgewinnler:innen,
ukrainischer wie imperialistischer Unternehmen, die sich auf Kosten
der Massen bereichern, unter Arbeiter:innenkontrolle!

Gewalt
Dass Gewalt gegen Frauen in Zeiten von Krisen zunimmt, ist spätestens seit
der Coronapandemie kein Geheimnis mehr. Aktuelle offizielle Zahlen sind
nicht  verfügbar,  jedoch  gaben  laut  einer  vom  Bevölkerungsfonds  der
Vereinten Nationen (UNFPA) im Jahr 2019 veröffentlichten Studie etwa 75
Prozent der ukrainischen Frauen an, seit ihrem 15. Lebensjahr irgendeine
Form von Gewalt erlebt zu haben. Eine von drei Frauen berichtete, dass sie
körperliche Formen von sexueller Gewalt erleiden musste.

Durch  die  verschlechterte  ökonomische  Situation  kann  sich  dies
verschlimmern, und da darüber hinaus in Konflikten sexuelle Gewalt und
Vergewaltigung häufig als Kriegswaffe eingesetzt werden, um Macht über
den Feind zu demonstrieren, sind die ukrainischen Frauen – inmitten der
militärischen Invasion Russlands in  ihrem Land –  einem erhöhten Risiko
sexueller und körperlicher Gewalt, Missbrauch, Vergewaltigung und Folter
ausgesetzt. Um sich gegen die zunehmende Gewalt zu wehren, treten wir
ein:



Für  demokratisch  organisierte  Selbstverteidigungskomitees  der
Bevölkerung, die auch Zugang zu Waffen haben!
Für  Entschädigungszahlungen  an  Betroffene  von  Gewalt  sowie
kostenlosen Zugang zu therapeutischen Angeboten auch nach dem
Krieg!

Militär
Doch es wäre falsch, die Rolle von ukrainischen Frauen derzeit auf Care- und
Hilfsarbeit zu reduzieren. In der ukrainischen Armee dienen schätzungsweise
zwischen 15 – 22 % Frauen. Manche kehren sogar aus den sicheren Ländern,
in die sie geflohen waren, zurück, um an der Front zu kämpfen. Dies ist
jedoch eine neuere Entwicklung. Seit 2014 sind Frauen Teil der ukrainischen
Armee. Seit 2016 ist auch erlaubt, dass sie nicht nur klassische Hilfskraftjobs
wie medizinische Versorgung oder Kochen ausüben. Dass sie nun auch an
der Front kämpfen dürfen, heißt jedoch nicht, dass das Militär sich in einen
Ort der Gleichberechtigung verwandelt. So hat die Zahl der Soldatinnen zwar
zugenommen, aber ihre Mobilisierung erfolgte eher unregelmäßig. Darüber
hinaus kann davon ausgegangen werden, dass die klassische Arbeitsteilung
in Armeen (Fokus der Frauen auf Hilfsjobs) trotz ihrer höheren Beteiligung
erhalten  bleibt,  was  begleitet  wird  durch  Berichte  über  sexistische
Kommentare  oder  die  Tatsache,  dass  Frauen  Uniformen  wesentlich
schlechter angepasst werden. Die Einschränkung der Bewegungsfreiheit der
Männer mittels Kriegsrecht hat darüber hinaus verfestigt, dass es Frauen
sind,  die außerhalb der Armee die Last  der Betreuung von Kindern und
älteren Menschen tragen müssen. Um die tatsächliche Gleichstellung in der
Armee zu gewährleisten, treten wir ein:

Für  die  Wähl-  und  Abwählbarkeit  von  Offizier:innen  durch
Soldat:innenräte sowie deren Kontrolle über Ausbildung und Waffen!
Für eine Kampagne innerhalb der Armee für Gleichstellung,  aber
auch gegen Nationalismus und Chauvinismus! Recht der Frauen auf
gesonderte Treffen!



Zentral ist es darüber hinaus, dass Soldat:innen auch dafür argumentieren,
den Krieg nur solange zu führen, wie er zur Selbstverteidigung dient, und
beispielsweise gegen die Rückeroberung der Krim oder der Volksrepubliken
auftreten. Vielmehr sollte die dort lebende Bevölkerung entscheiden, wo sie
zukünftig leben und welchem Staat sie angehören möchte. Alles, was darüber
hinausgeht, führt zu einer weiteren Verlängerung des Krieges, ohne seine
tatsächliche Ursache zu bekämpfen.

Perspektiven
Die  reaktionäre  Invasion  des  russischen  Imperialismus  stellt  bekanntlich
nicht den einzigen Faktor im Krieg dar.  Es wäre vielmehr verkürzt,  den
Charakter  eines  Kriegs  unabhängig  von  der  internationalen  Lage  zu
bestimmen. Die Entwicklung, die zur Invasion führte, und vor allem jene seit
dem reaktionären Überfall Russlands bestätigt in mehrfacher Hinsicht, dass
es sich im Kern nicht bloß um einen nationalen Verteidigungskrieg handelt,
sondern die politische, wirtschaftliche und militärische Einflussnahme der
NATO  auf  internationaler  Ebene  selbst  einen  entscheidenden  Faktor
darstellt.

Das bedeutet, dass die Arbeiter:innenklassen in Russland wie auch in den
NATO-Staaten vor allem für den Kampf gegen die Kriegsziele ihrer eigenen
Bourgeoisien  gewonnen  und  mobilisiert  werden  müssen.  Dort  steht  der
Hauptfeind eindeutig im eigenen Land.

In  der  Ukraine  ist  die  Lage differenzierter  zu  betrachten.  Hier  sind  die
Massen Opfer der russischen imperialistischen Invasion. Einerseits spielt der
innerimperialistische  Konflikt  eine  prägende  Rolle,  andererseits  existiert
auch  ein  wichtiges  Element  der  realen  nationalen  Unterdrückung.  Dies
bedeutet,  dass Revolutionär:innen das Recht der Ukraine, sich gegen die
russische Okkupation zur Wehr zu setzen, verteidigen müssen, jedoch ohne
der Regierung Selenskyj irgendeine Form der Unterstützung angedeihen zu
lassen.

In  der  Ukraine bildet  daher  das Recht  auf  Selbstverteidigung gegen die
russische Invasion ein Element revolutionärer Politik, doch für den Fall des



Rückzugs von russischen Truppen sollte klar sein, dass der Kampf danach
weitergeht.  Jedoch  nicht  mit  dem  Ziel,  Vergeltung  gegen  Russland  als
Aggressor  auszuüben,  sondern  in  dem  Wissen,  dass  NATO  &  Co.  ihre
Unterstützung nicht zugesagt haben, damit sie dann ebenfalls die Ukraine in
Ruhe lassen, sondern sie als ausgebeutete Halbkolonie in ihren Machtbereich
integrieren werden.

Neben stärkerer militärischer Präsenz ist es wahrscheinlich, dass westliche
Firmen sich freuen, die ukrainische Infrastruktur wieder aufzubauen – auf
dem  Rücken  der  Bevölkerung  vor  Ort,  die  als  billige  Arbeitskräfte
überausgebeutet werden kann. Die rechtlichen Grundlagen wurden ja bereits
geschaffen. So ein Kampf kann nur erfolgreich sein, wenn bereits im Hier
und  Jetzt  Strukturen  aufgebaut  werden,  die  sich  der  prowestlichen  und
neoliberalen  Politik  Selenkyjs  nicht  unterordnen  wollen,  aber  auch  kein
Interesse hegen, sich an Putins Regime zu verkaufen. In Regionen wie der
Krim,  Donezk  oder  Luhansk  sollten  Referenden  durch  die  Bevölkerung
organisiert werden – nicht durch irgendeine Großmacht.

Im Westen, in der EU und den USA muss die Arbeiter:innenbewegung vor
allem aber gegen die imperialistischen Ziele des „eigenen“ Imperialismus
mobilmachen.  Das  bedeutet  ein  Nein  zur  jeder  Aufrüstung,  zu
Waffenlieferungen und vor allem zu Sanktionen und Wirtschaftskrieg gegen
Russland.  Die  US-amerikanische,  deutsche  und  andere  westliche
Regierungen  verfolgen  damit  keine  demokratischen  und  humanitären
Interessen. Das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine und erst recht deren
Demokratie  sind  ihnen  völlig  egal,  wie  das  jahrelange  Paktieren  mit
Ultrarechten beweist. Für sie ist die Ukraine vor allem eine Frontlinie auf
dem geostrategischen Schlachtfeld und außerdem ein Reservoir für billige
Arbeitskräfte  und  Rohstoffe.  Hier  gilt  es,  Solidarität  und  Widerstand
aufzubauen, die die objektiven Interessen der ukrainischen und russischen
Arbeiter:innenklasse unterstützen, und nicht mit den Machtinteressen der
jeweils eigenen Regierung zu paktieren.



Frauen  und  die  Revolution  im
Iran
Martin Suchanek, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung gemeinsam
mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der LFI) zum 8.
März 2023

Der Mord an der jungen Kurdin Jina Mahsa Amini war der Funke, der das
Feuer einer neuen Massenbewegung im Iran entfachte. Seither versucht das
diktatorische, islamistische Regime, die Proteste im Blut zu ertränken.

Über 500 Menschen wurden von den bewaffneten Kräften der Staatsmacht,
von Polizei, Geheimdiensten oder den sog. Revolutionswächtern, ermordet.
Tausende wurden verletzt, über 20.000 festgenommen. Seit Monaten werden
Aktivist:innen  der  Bewegung  und  bekannte  Oppositionelle  nach
Schauprozessen  öffentlichkeitswirksam  hingerichtet,  um  die  Massen
einzuschüchtern  und  die  Anhänger:innen  des  Regimes  zu  stärken.

Nach  Monaten  des  heroischen  Kampfes  droht  die  Bewegung,  durch  die
Konterrevolution der Mullahs zerschlagen zu werden. Doch selbst wenn dies
der Fall sein sollte, wird dieser „Sieg“ nicht von Dauer sein. Sie können zwar
möglicherweise  den  Protest  niederschlagen  –  die  Ursachen  für  die
revolutionäre Erhebung von Millionen können sie aber nicht aus der Welt
schaffen.  Denn  es  ist  das  reaktionäre,  ausbeuterische,  frauen-  und
menschenfeindliche  Regime,  die  spezifische  Mischung  aus  Kapitalismus,
Nepotismus und islamistischer Diktatur, die immer wieder den Widerstand
hervorbringen wird, den sie mit aller Gewalt – und letztlich nur noch mit
Gewalt – blutig unterdrückt.

https://onesolutionrevolution.de/frauen-und-die-revolution-im-iran/
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Eine Revolution der Frauen
In den letzten Jahrzehnten erschütterten immer wieder Massenproteste den
Iran. 2009, bei der sog. grünen Revolution, bildeten vor allem die städtischen
Mittelschichten  –  Intellektuelle,  das  Kleinbürger:innentum  sowie
reformorientierte  Unternehmerschichten,  die  ihre  Hoffnungen  in  den
damaligen Präsidentschaftskandidaten Chātami setzten – die soziale Basis
der Bewegung.

2017 und vor allem 2019 änderte sich die Lage. Die „Unterschichten“, d. h.
vor allem die Arbeiter:innenklasse, schwangen sich zur sozialen Trägerin des
Kampfes auf. Die Hoffnungen und Illusionen in den „reformorientierten“ Teil
des Regimes waren bei den Massen verflogen. Umso drängender rückten die
sozialen Fragen in den Vordergrund.

2022 standen von Beginn an Frauen, Studierende und die Jugend sowie die
unterdrückten Nationalitäten im Zentrum.

Natürlich wurde dies auch durch den Mord an einer jungen Kurdin, Jina
Mahsa Amini, durch die „Sittenpolizei“ befördert. Dass die Protestbewegung
vor allem von jungen Frauen und Studentinnen getragen und vorangetrieben,
sie  mit  gewissem  Recht  als  feministische  Revolution  bezeichnet  wurde,
verweist auf tiefere gesellschaftliche Ursachen.

Frauen, Arbeit und Bildung
Die extreme Form der Entrechtung seit Beginn der Mullahherrschaft und
Unterdrückung  ging  mit  einer  widersprüchlichen,  teilweise  geradezu
paradoxen Entwicklung der Lage der Frauen im Bildungswesen, teilweise
auch in der Arbeitswelt einher.

Heute gibt es im Iran rund 4,5 Millionen Studierende, also rund 50 % mehr
als in Deutschland (3 Millionen), eine für ein halbkoloniales Land beachtliche
Zahl und Quote. Fast jede/r zweite Studierende ist eine Frau. Dies spiegelt
den  Versuch  des  Mullahregimes  wider,  nach  der  Machtergreifung  eine
staatskapitalistische Industrialisierung voranzutreiben, was sich auch in der
Erhöhung der Alphabetisierungsquote (80 % gegenüber 20 % unter dem



„modernen“  Schahregime)  wie  auch  im  Zwang,  vermehrt  Frauen  als
Lohnarbeiterinnen  zu  beschäftigen  oder  professionell  zu  qualifizieren,
ausdrückt.

Somit entstand im Iran einerseits eine sehr qualifizierte Schicht von Frauen,
die zugleich weiter politisch und kulturell entrechtet blieb. Das Scheitern der
Illusionen in den Reformflügel des Islamismus führte außerdem dazu, dass
sich  die  Hoffnung  auf  eine  allmähliche  Öffnung  und  Liberalisierung  des
Regimes erschöpfte.

Heute stellen die Universitäten einen Fokus der Bewegung dar – und wir
können angesichts der sozialen Lage der Studierenden und insbesondere
Studentinnen  erkennen,  warum  junge  Frauen  und  Jugendliche  eine  so
wichtige Rolle in der Mobilisierung einnehmen, an vorderster Front kämpfen.
Über Jahre versprach das Regime den Frauen und der Jugend im Gegenzug
für soziale  Unterdrückung und kulturelle  Tristesse Jobs,  Einkommen und
sogar einen gewissen Aufstieg.  All  das entpuppte sich nach anfänglichen
ökonomischen Erfolgen in den 1990er Jahren mehr und mehr als Fiktion. Die
neoliberalen Reformen und Privatisierungen des letzten Jahrzehnts, vor allem
seit dem Einbruch 2012/13, verschlechterten die Lage weiter. Für die Frauen
und die Jugend sieht die Zukunft düster aus.

Die Arbeiter:innen bilden mittlerweile die zahlreichste Klasse der iranischen
Gesellschaft, zumal wenn wir die sub- und halbproletarischen Schichten und
jene Teile  der  Intelligenz,  die  einem Proletarisierungsprozess  unterzogen
sind, einbeziehen.

Zugleich  lebt  ein  großer  Teil  dieser  Klasse  heute  in  Armut.  Nach
unterschiedlichen Schätzungen leben 35 – 50 % der Bevölkerung unter der
Armutsgrenze  –  Tendenz  steigend angesichts  von  massiver  Inflation  und
ökonomischer Stagnation.

Für die Lohnabhängigen repräsentierte die Diktatur der Mullahs immer eine
brutale  Herrschaft  der  Ausbeuter:innen –  zu  offensichtlich  und eng sind
iranischer Kapitalismus und islamistisches Regime miteinander verbunden.

Proletarische,  aber  auch  junge,  akademisch  gebildete  Frauen  trifft  dies



besonders. Die Hindernisse auf dem Arbeitsmarkt sind beachtlich. So liegt
der Anteil von Frauen an den Beschäftigten noch immer bei nur 17,26 % (er
überstieg in der Islamischen Republik nie 20 %). Auch wenn dies den realen
Anteil der Erwerbsarbeit von Frauen nicht reflektiert, weil ein großer Teil
der in der Landwirtschaft Beschäftigten (Schätzungen gehen davon aus, dass
rund 60 % der Arbeit auf dem Dorf von Frauen erledigt wird) wie auch nicht
offiziell  registrierte  Beschäftigung  rausfallen,  werden  Frauen  auf  dem
Arbeitsmarkt  schon  nach  amtlichen  Zahlen  massiv  diskriminiert.

Das  verdeut l i cht  auch  d ie  Arbe i ts losenquote  von  Frauen
(https://de.theglobaleconomy.com/Iran/) mit offiziell 18,96 % im Jahr 2021,
die fast doppelt so hoch ist wie jene der Männer (9,89 %). Noch höher liegt
sie bei Jugendlichen – und das heißt insbesondere auch bei jungen Frauen –
mit 27,21 %. Mit fast 89 % extrem stark von Arbeitslosigkeit – und damit von
Armut  –  betroffen  ist  die  ohnedies  stigmatisierte  Gruppe  von
alleinerziehenden  Frauen.

Die Ursachen für diese Entwicklung sind vielfältig. Einerseits natürlich die
ökonomische Stagnation selbst, die die gesamte Klasse der Lohnabhängigen
betrifft. Zweitens ziehen viele, natürlich männliche Unternehmer vor, junge
Männer statt Frauen zu beschäftigen, selbst wenn diese z.  B. einen weit
besseren Hochschulabschluss vorweisen.

Die Anzahl studierender Frauen ist seit Jahren vielen Mullahs an Dorn im
Auge. Unter dem erzkonservativen Einpeitscher Ahmadineschād wurde nicht
nur  auf  propagandistischer  und  ideologischer  Ebene  gegen  diesen
„Auswuchs“  angegangen,  sondern  wurden  auch  Männerquoten  in
verschiedenen,  vor  allem  technischen  und  naturwissenschaftlichen
Studiengängen eingeführt. Der „Erfolg“ war mäßig, da selbst regimetreue,
sozial-konservative Väter (einschließlich hoher Kleriker) aller reaktionären
Gesinnung zum Trotz ihre Töchter an die Unis schicken und gut ausgebildet
haben wollten.

Die gesellschaftliche Unterdrückung der Frauen nimmt daher viel stärker die
Form der Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt an.

https://de.theglobaleconomy.com/Iran/


Für beschäftigte Arbeiterinnen kommt „natürlich“ auch noch Sexismus am
Arbeitsplatz  hinzu.  Darüber  hinaus  nutzen  Unternehmen  bewusst  die
reaktionäre  Gesetzgebung,  um  gewerkschaftlich  aktive  oder  einfach
Widerstand  leistende  Arbeiterinnen  unter  dem  Vorwand  „unislamischen“
Verhaltens oder „unsittlicher“ Bekleidung zu entlassen.

All dies verdeutlicht, wie eng der Kampf gegen Frauenunterdrückung mit
dem gegen Ausbeutung verbunden ist, so dass dieser einen essentiellen Teil
des Klassenkampfes bildet.

Von  der  halben  Revolution  zur  ganzen
Konterrevolution
Die Unterdrückung der Frauen gehörte von Beginn an zur politischen DNA
des islamistischen Regimes.  Anders als  heute gern von den bürgerlichen
Medien vereinfacht dargestellt wird, war die iranische Revolution zu Beginn
am Ende der 1970er Jahre keineswegs eine „islamische“.

Im  Kampf  gegen  das  Schahregime  ste l l ten  d ie  L inken,  d ie
Arbeiter:innenklasse und auch eine starke Frauenbewegung eine zentrale
Kraft dar. Politisch kann die iranische Revolution als Kampf dreier Kräfte
betrachtet werden. Erstens das prowestliche despotische Schahregime, das
sich auf den Imperialismus, den iranischen Staatsapparat und einen Teil der
herrschenden Klasse stützte, zweitens die von liberalen, mehr und mehr aber
auch  von  den  lslamist:innen  vertretene  oppositionelle  Bourgeoisie  und
Mittelklasse.

Schließlich die Arbeiter:innenschaft und bäuerliche Schichten. Sie bildeten
nicht  nur  eine  zentrale  Kraft  beim  Sturz  des  Schah,  sondern  die
Arbeiter:innenklasse errichtete auch Formen der Doppelmacht, vor allem in
verstaatlichten Betrieben und auf den Ölfeldern (Schoras = Räte).

Aber die stalinistische Doktrin der iranischen Linken erwies sich selbst als
Hindernis für die Revolution. Gemäß ihrer Vorstellung war das Land für eine
sozialistische Umwälzung noch nicht reif, vielmehr stünde als nächste Etappe
eine  antiimperialistische,  bürgerliche  Revolution  an,  die  die  „nationale



Bourgeoisie“ zuerst an die Macht bringen müsste. Vor diesem Hintergrund
wurden  Khomeini  und  seinen  Anhänger:innen  als  Verkörperung  der
antimonarchischen,  nationalen  Revolution  betrachtet.

Politisch bedeutete dies, die Interessen der Arbeiter:innenklasse wie aller
Unterdrückten  –  und  das  hieß  vor  allem  jene  der  Frauen  –  denen  der
„nationalen“ Bourgeoisie und damit den Islamist:innen unterzuordnen.

Dies und die eng mit ihnen verbundenen Sektoren der Kapitalist:innenklasse,
insbesondere die in Teheran ansässigen Handelskapitale (Bazaris),  hatten
ihrerseits längst die Linke und die Arbeiter:innenklasse als unversöhnlichen
Gegnerinnen ausgemacht. Das lag nicht zuletzt auch an deren Stärke. Die
Eroberung des Flughafens Teheran durch bewaffnete Guerillaeinheiten, die
die  Armee  vertrieben,  und  die  Errichtung  von  Arbeiter:innenräten
beunruhigten  alle  kapitalistischen  und  reaktionären  Kräfte.  Zu  Recht
fürchteten sie (wie auch die westlichen Regierungen), dass die Revolution
auch die Eigentumsverhältnisse in Fragen stellen könnte.

Natürlich gibt es keine Garantie dafür, dass eine solche, ihrem Wesen nach
sozialistische  Revolution  gesiegt  hätte.  Aber  die  Unterordnung  der
Arbeiter:innenklasse  und  der  Bauern-/Bäuerinnenschaft  unter  die
herrschende Klasse  konnte  ihrerseits  nur  zum Sieg der  Konterrevolution
führen. Khomeini und die islamistischen Kräfte vernichteten alle Kräfte der
Arbeiter:innenbewegung und der demokratischen Opposition – einschließlich
vieler,  die  ihn  als  „Antiimperialisten“  gepriesen  hatten.  Tausende  und
Abertausende  wurden  gefoltert,  liquidiert  oder  „verschwanden“.  Die
Arbeiter:innenklasse erlitt eine historische Niederlage. Die halbe, im Kampf
um die Demokratie stehengebliebene Revolution endete mit einer ganzen
Konterrevolution.

Konterrevolution und Entrechtung
Deren Sieg bedeutete für alle Frauen im Iran eine Katastrophe. Die Elemente
formaler  Gleichheit,  die  unter  dem  Schah  errungen  und  in  den  ersten
Monaten der Revolution faktisch sogar ausgeweitet worden waren, wurden
rigoros abgeschafft.



Natürlich hatten Khomeini und die Mullahs die Frauenunterdrückung und
das  Patriarchat  nicht  erfunden,  sie  institutionalisierten  sie  jedoch  im
extremen  Ausmaß.  Die  Scharia,  as  islamische  Gesetz,  wurde  zu  deren
rechtlich-ideologischer  Grundlage.  Hier  einige  zentrale  Folgen  für  die
Frauen:

–  Frauen  s ind  s t rengen  K le idervorschr i f ten ,  d ie  u .  a .  d ie
Zwangsverschleierung  umfassen,  unterworfen.

– Frauen sind vor Gericht den Männern nicht gleichgestellt. Ihre Aussage
zählt nur halb so viel wie die eines Mannes. In manchen Fällen sind sie erst
gar nicht als Zeuginnen zugelassen.

–  Frauen  sind  von  bestimmten  Berufen  (Armee,  Richterinnen)
ausgeschlossen.

– Frauen benötigten für Arbeit, Reisen und Scheidung das Einverständnis
ihrer Ehemänner, Väter oder Brüder.

– Sie haben faktisch keinen Anspruch auf Sorgerecht.

–  Das  Mindestalter  für  Ehen  und  die  volle  Strafmündigkeit  wurde  bei
Mädchen auf neun Jahre heruntergesetzt, Abtreibungen wurden verboten.

–  Männer  haben  das  „Recht“,  die  sexuelle  Verfügbarkeit  der  Ehefrau
gewaltsam durchzusetzen. Vergewaltigung in der Ehe ist daher legal.

– Geschlechtertrennung wurde in weiten Bereichen des öffentlichen Lebens
eingeführt,  zum  Beispiel  im  Personennahverkehr,  beim  Sport,  in
Bildungsinstitutionen  und  bei  der  Gesundheitsversorgung.

Die meisten dieser Maßnahmen wurden im Zuge der „kulturellen Revolution“
der Mullahs in den Jahren 1980 – 1983 eingeführt, in einer Art konzertierter
Aktion zur Auslöschung aller Errungenschaft der Frauen. Auch wenn einige
wenige  Gesetze  seither  etwas  gelockert  wurden,  blieb  das  System  der
institutionellen Unterdrückung bis heute intakt und stellt einen Eckpfeiler
der klerikalen Diktatur dar.



Diese Form begünstigt  Sexismus und Gewalt  bis  hin zu Femi(ni)ziden in
Familien, in der Öffentlichkeit und durch staatliche Repressionsorgane. So
sind Folter,  Missbrauch und Vergewaltigung von Frauen durch Pasdaran
(Iranische  Revolutionsgrade),  Sittenpolizei  und  andere  Reaktionswächter
weit verbreitet. Im Extremfall wurden Vergewaltigungen vor Hinrichtungen
sogar durch sog. „Zeitehen“ gegen den Willen der Frauen von Geistlichen
legalisiert.

Welche Revolution?
Die Erfahrungen der iranischen Revolution (und eigentlich aller wichtigen
Revolutionen des 20. und 21. Jahrhunderts) zeigen, dass die demokratischen
Forderungen – im Iran insbesondere die nach Gleichheit und Freiheit der
Frauen – untrennbar mit der Klassenfrage verbunden sind.

Wirkliche Befreiung ist für die Frauen (sowie armen Bauern und Bäuerinnen
sowie unterdrückten Nationalitäten) im Rahmen des Kapitalismus im Iran
letztlich  unmöglich.  Ihre  Unterdrückung  mag  unter  einer  anderen
bürgerlichen Herrschaftsform oder einer anderen Elite allenfalls elastischere
Formen annehmen (und selbst das ist keineswegs sicher).

Die Verbesserung der Lage der Massen – und insbesondere der Frauen und
der unterdrückten Nationen – ist unmöglich, ohne die Profite, den Reichtum,
die  Privilegien,  das  Privateigentum  der  herrschenden  Klasse  im  Iran
anzutasten. Umgekehrt kann sich die Arbeiter:innenklasse selbst nur dann
zur wirklich führenden Kraft einer Revolution aufschwingen, wenn sie die
entscheidenden gesellschaftlichen Fragen mit der ihrer eigenen Befreiung,
der  Enteignung  des  Kapitals  und  der  Errichtung  eine  demokratischen
Planwirtschaft verbindet. Ansonsten wird das Proletariat – unabhängig vom
Geschlecht – weiter eine Klasse von Lohnsklav:innen bleiben.

Die  Klärung  dieser  Frage  ist  aber  unbedingt  notwendig,  weil  in  der
iranischen Oppositionsbewegung auch bürgerliche und direkt reaktionäre,
monarchistische Kräfte wirken (inklusive des demokratischen Imperialismus
und  nichtmonarchistischer  Kräfte).  Deren  Programm  besteht  im  Grunde
darin, dass an die Stelle der aktuellen, islamistischen Sklavenhalter:innen



neue,  bürgerliche  und  prowestliche  treten  (wenn  nötig,  im  Bündnis  mit
Teilen des aktuellen Regimes).

Eine  politische  Kraft,  die  hingegen  konsequent  die  Interessen  der
lohnabhängigen  Frauen,  der  Student:innen  und  Arbeiter:innenklasse
insgesamt zum Ausdruck bringt, muss mit allen unterdrückerischen Klassen
und ihren Parteien brechen. Und das heißt zuerst, sie darf ihre Ziele nicht
auf rein demokratische, rein bürgerliche beschränken.

Die Frage von Sieg oder Niederlage ist dabei nicht nur eine des Überlebens
für die iranischen Massen, sondern auch von zentraler Bedeutung für den
Befreiungskampf im gesamten Nahen und Mittleren Osten, vor allem in jenen
Ländern, wo das iranische Regime einen unmittelbar konterrevolutionären
Einfluss ausübt.

Revolutionäre Partei
Eine  solche  Perspektive  und  ein  revolutionäres  Programm,  das
demokratische und soziale Forderungen mit sozialistischen verbindet und in
der  Errichtung  einer  Arbeiter:innen-  und  Bauern-/Bäuerinnenregierung
gipfelt, entsteht nicht von alleine. Sie erfordern eine Kraft, die bewusst dafür
in der Arbeiter:innenklasse, an den Universitäten und Schulen, unter der
Jugend, den Frauen und unterdrückten Nationalitäten kämpft.

Nur  so  kann  der  stetige  Vormarsch  der  Konterrevolution  hier  und  jetzt
gestoppt  werden.  Und  diejenigen,  die  am  beharrlichsten  für  solche
Forderungen kämpfen und dabei nicht nur die Lehren aus den letzten vier
Monaten,  sondern vier  Jahrzehnten ziehen,  sind diejenigen,  die  mit  dem
Aufbau dieser Kraft, einer revolutionären Partei, beginnen können.

In einer Situation, in der die Repression immer erdrückender gerät, ist es
jedoch schwieriger denn je, eine offene Debatte über Strategien zu führen.
Hierbei könnten wohl im Exil Lebende eine wichtige Rolle spielen, doch es
bleibt zentral, dass die linken Organisationen vor Ort sich dieser Debatte
nicht verschließen. Andernfalls verblasst das Potenzial erneut.

Denn klar ist: Nur eine solche Partei wird in der Lage sein, den Kampf unter



allen Bedingungen zu führen, im Untergrund zu operieren, wenn es nötig ist,
und in  Streiks,  Gewerkschaften  und vor  allem in  Massenbewegungen in
Zeiten des Aufschwungs der Kämpfe einzugreifen.

Von  der  Verteidigung  der
Bewegung zur Revolution
von  Martin  Suchanek,  Artikel  aus  der  FIGHT  2023,  unserer  Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Die Demonstrant:innen auf den Straßen, die Studierenden an den Unis, die
Arbeiter:innen in vielen Betrieben verbinden seit Monaten Parolen wie „Jin,
Jiyan,  Azadi“  (Frau,  Leben,  Freiheit)  mit  dem Ruf  nach  dem Sturz  des
Regimes.  Ihnen  ist  längst  bewusst,  dass  es  einer  Revolution,  einer
grundlegenden Umwälzung bedarf, um ihr Ziel, die Gleichberechtigung der
Frauen,  ein  Leben  frei  von  islamistischer  und  patriarchaler  Gängelung
durchzusetzen. Entweder siegt die Bewegung, die Revolution oder die blutige
Konterrevolution des Regimes.

Trotz  der  Repression  im  Herbst  2022  verbreiteten  sich  die  Proteste
wochenlang. Die Aktionen waren auf lokaler, universitärer und betrieblicher
Ebene  durchaus  koordiniert,  werden  von  illegalen  oder  halblegalen
Gruppierungen geführt  oder von Gewerkschaften,  die sich in den letzten
Jahren  im  Untergrund  gebildet  hatten.  Aber  die  Bewegung  besaß  kein
landesweites,  alternatives  Macht-  und  Koordinationszentrum,  das  den
Apparat des Regimes paralysieren oder es gar mit diesem aufnehmen könnte.

In  den  letzten  Wochen  zeigt  sich  dieses  Problem immer  deutlicher.  Die
Konterrevolution hat die Initiative ergriffen, droht, die Bewegung im Blut zu
ersticken.

https://onesolutionrevolution.de/von-der-verteidigung-der-bewegung-zur-revolution/
https://onesolutionrevolution.de/von-der-verteidigung-der-bewegung-zur-revolution/
https://arbeiterinnenmacht.de/


Um das zu verhindern, braucht sie Kampfformen, die sie vereinheitlichen
kann und die das gesamte Land erschüttern können – und das kann nur ein
politischer Generalstreik zur Verteidigung der Bewegung und zum Sturz des
Regimes sein.

Dieser  würde  nicht  nur  die  Produktion  und  Infrastruktur  des  Landes
lahmlegen und ökonomischen Druck ausüben. Die Arbeiter:innen müssten
auch entscheiden, welche Produktion sie für die Versorgung der Menschen
aufrechterhalten.  Vor  allem  aber  müsste  ein  solcher  Generalstreik  auch
Kampforgane, Aktionskomitees schaffen, die sich auf Massenversammlungen
stützen, die an den Räten der iranischen Revolution, den Schoras, anknüpfen
würden.

Solche  Organe  wären  natürlich  nicht  nur  betriebliche  Strukturen.  Sie
könnten ebenso gut an Universitäten, in den Stadtteilen und auf dem Land
durch  Massenversammlungen  gewählt  werden.  Alle  Unterdrückten,  die
Frauen,  die  Jugend,  die  nationalen  Minderheiten  würden  darin  einen
zentralen Platz einnehmen. Die Bewegung würde so auf lokaler, regionaler
und  landesweiter  Ebene  zusammengeführt  werden,  faktisch  zu  einem
Zentralorgan  der  Bewegung  geraten.

Der Generalstreik würde dabei zugleich als Schutzschild gegen das Regime
fungieren, indem er Formen der revolutionären Legalität durchsetzt,  also
Doppelmachtorgane  schafft,  die  eine  Alternative  zum  Staatsapparat
darstellen.

Dazu braucht es notwendigerweise die Bildung von Schutzeinheiten für den
Generalstreik  selbst,  von  Arbeiter:innen-  und  Volksmilizen.  Diese  Politik
müsste durch Aufrufe an die Soldat:innen ergänzt werden, dem Regime die
Gefolgschaft zu verweigern, Soldat:innenräte zu bilden, die Offizierskaste zu
entmachten,  reaktionäre  Kräfte  zu  entwaffnen  und  Arsenale  für  die
Arbeiter:innenmilizen  zu  öffnen.

Dazu müsste  die  Arbeiter:innenklasse  selbst  jedoch nicht  nur  als  soziale
aktive Kraft hervortreten. Sie müsste der Bewegung nicht nur die Kraft zum
Sieg verleihen, sondern sie bräuchte auch ein eigenes Programm, wie die



Revolution vorangetrieben werden kann und welche neue Ordnung im Iran
durchgesetzt werden soll.

Übergangsprogramm
Es braucht ein Programm, das die demokratischen Aufgaben und die soziale
Frage revolutionär angeht, miteinander verbindet mit dem Ziel der Schaffung
einer Arbeiter:innen und Bauern-/Bäuerinnenregierung, die die Revolution zu
einer  sozialistischen  macht.  Kernforderungen  eines  solchen  Programms
müssten  sein:

Gleiche  Rechte  und  volle  Selbstbestimmung  für  alle  Frauen!
Abschaffung der reaktionären Kleidervorschriften und aller anderen
diskriminierenden Gesetze!
Volle  demokratische  Rechte  für  die  Jugend!  Abschaffung  aller
reaktionären  Vorschriften,  die  ihre  geistige  Betätigung,  ihre
Bewegungs-  und  Ausdrucksfreiheit  beeinträchtigen!
Abschaffung der Zensur und aller Einschränkungen der Meinungs-
und Publikationsfreiheit!  Für die vollständige Trennung von Staat
und Religion!
Selbstbestimmungsrecht  für  alle  Nationen  und  Nationalitäten  wie
Kurd:innen, Belutsch:innen! Gleiche Rechte für Geflüchtete wie z. B.
die 3 Millionen Afghan:innen!
Für  eine  verfassunggebende  Versammlung,  einberufen  unter
Kontrolle  der  revolutionären  Massen  und  ihrer  Organe  in  den
Betrieben und Stadtteilen!
Sofortprogramm zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit  und Armut!
Mindestlohn und Mindesteinkommen für Arbeitslose, Jugendliche und
Rentner:innen, um davon in Würde leben zu können, festgelegt von
Arbeiter:innenausschüssen, ständig angepasst an die Inflation!
Massive  Besteuerung  von  Unternehmensgewinnen  und  privaten
Vermögen! Streichung der Auslandsschulden! Beschlagnahme aller
Vermögen  und  Unternehmen  der  Mullahs,  diverser  regimetreuer
halbstaatlicher  Organisationen  und  Wiederverstaatlichung  der  an
Günstlinge des Regimes privatisierten Unternehmen!



Arbeiter:innenkontrolle  über  die  verstaatlichte  Industrie  und  alle
anderen  Unternehmen!Entschädigungslose  Enteignung  der
Großgrundbesitzer:innen, des Großhandels und der großen Industrie
und  Banken  sowie  der  ausländischer  Konzerne  unter
Arbeiter:innenkontrolle! Für ein Notprogramm zur Versorgung der
Massen, zur Erneuerung der Infrastruktur und der Produktion gemäß
den Bedürfnissen der Arbeiter:innen, Bauern/Bäuerinnen, der Frauen
und der Jugend und ökologischer Nachhaltigkeit!
Schluss  mit  der  Unterstützung  des  russischen  und  chinesischen
Imperialismus  und  reaktionärer  Despotien  wie  des  Assadregimes!
Keine Unterstützung der USA und anderer imperialistischer Staaten
in  der  Region!  Sol idarität  mit  dem  paläst inensischen
Befreiungskampf!  Bündnis  mit  der  Arbeiter:innenklasse,
demokratischen  und  antiimperialistischen  Kräften  gegen  ihre
reaktionären  Regierungen  und  imperialistische  Intervention!
Zerschlagung  des  islamistischen  Regimes  und  des  reaktionären
Staatsapparates!  Für  eine  Arbeiter:innen-  und  Bauern-
/Bäuerinnenregierung,  die  sich  auf  Räte  und  Milizen  stützt,  die
herrschende Klasse enteignet und eine demokratische Planwirtschaft
einführt!
Für  die  Ausweitung  der  Revolution!  Für  eine  Föderation
Sozialistischer Staaten im Nahen und Mittleren Osten!

Eine neue Friedensbewegung?
von  Susanne  Kühn,  zuerst  erschienen  in  der  Infomail  1412  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht, Februar 2023

Den  Beginn  einer  neuen  „Friedensbewegung“  verkündeten  Sahra
Wagenknecht und Alice Schwarzer bei der Kundgebung „Aufstand für den
Frieden“ am 25.  Februar.  50.000 Menschen wollen Ordner:innen gezählt

https://onesolutionrevolution.de/eine-neue-friedensbewegung/
https://arbeiterinnenmacht.de/2023/02/27/eine-neue-friedensbewegung/
https://arbeiterinnenmacht.de/2023/02/27/eine-neue-friedensbewegung/


haben. Die Polizei wiederum konnte nur 13.000 ausmachen. Die Wahrheit
dürfte irgendwo in der Mitte bei 25.000 liegen.

Zweifellos  ein  Achtungserfolg,  zumal  die  regierungsoffiziellen
Ukrainesolidaritätsdemos nach offiziellen Berichte weniger Menschen – rund
10.000  – auf die Straße gebracht haben dürften.

Vorweg:  Die  Solidarität  mit  der  ukrainischen  Bevölkerung,  mit  den
lohnabhängigen  Massen,  den  Hauptopfern  des  imperialistischen
Angriffskriegs  Russlands,  blieb  letztlich  bei  beiden  vor  allem  eine
Beschwörungsformel, ein Lippenbekenntnis. Für die NATO, für die USA und
auch für den deutschen Imperialismus bedeutet die „Solidarität“ mit den
Ukrainer:innen  nur  einen  Vorwand  für  die  Verfolgung  ihrer  eigenen
ökonomischen  und  geostrategischen  Interessen  in  der  Konkurrenz  mit
Russland.

Wagenknecht, Schwarzer und Co. vermögen den Ukrainer:innen auch nicht
mehr zu bieten  als einen von den Großmächten ausgehandelten Frieden.
Kein Wunder also, dass sie der ukrainischen Bevölkerung letztlich nicht viel
mehr  zu  sagen  haben,  als  dass  ein  halbkoloniales  Land  eben  die
„Sicherheitsinteressen“  der  Großmächte  zu  akzeptieren  habe.

Teilnehmer:innen
Nichtsdestotrotz  verdeutlichen  über  600.000  Unterzeichner:innen  des
„Manifest für den Frieden“ und der Mobilisierungserfolg der Kundgebung,
dass  sich  die  öffentliche  Stimmung in  Deutschland  dreht.  Der  Kurs  der
Bundesregierung wird zu Recht für seine „unklare“ Zielrichtung, für sein
widersprüchliches Schwanken zwischen offener Kriegstreiberei durch FPD
und Grüne im Gleichklang mit den Unionsparteien und einer hinhaltenden
SPD, die letztlich immer einknickt, kritisiert. Zu Recht wird bemängelt, dass
der Westen selbst den Konflikt befeuert hat und natürlich versucht, Russland
in die Schranken zu weisen.

Die 600.000 Unterzeichner:innen und rund 25.000 Teilnehmer:innen an der
Kundgebung bringen berechtigte Sorgen zum Ausdruck. Zweifellos finden



sich unter diesen auch Anhänger:innen der rechtspopulistischen AfD und
neurechter Gruppierungen wie der Querdenker:innen. Doch diese machten
sicher nicht das Gros der Kundgebung aus, von der offen faschistische Kräfte
wie die Leute vom Compactmagazin auch lautstark verwiesen wurden.

Die deutliche Mehrzahl der Teilnehmer:innen kam allerdings aus den Reihen
frustrierter  oder  ehemaliger  Anhänger:innen  von  SPD,  Grünen  und
Linkspartei, also jenen Kräften, die einst den Kern der Friedensbewegung
ausmachten  oder  die  Wagenknecht  und  Schwarzer  zu  einer  neuen
Friedensbewegung  formieren  wollen.

Neue Friedensbewegung
Ihr Ziel besteht darin, eine solche Friedensbewegung wieder aufzubauen. Als
Bündnispartner:innen schweben ihnen dabei nicht die Rechte, auch nicht die
AfD vor.  Vielmehr  zielen  Wagenknecht  und Schwarzer  auf  „respektable“
Bürgerliche wie den ehemaligen Brigadegeneral und Merkelberater Vad, der
auch als einer der Hauptredner:innen der Kundgebung fungierte. Auch einer
der Architekten der Schocktherapie der Restauration des Kapitalismus in
Russland und Osteuropa, Jeffrey Sachs, kam als Redner zu Wort. Schließlich
will  der etwas moderater gewordene Neoliberale auch „Frieden“ für eine
Ukraine, deren ökonomische Krise in den 1990er Jahren seine Politik massiv
verschärft hatte.

Eine  solche  klassenübergreifende  Friedensbewegung  erinnert  an  die  der
1980er Jahre. Sie hat auch dieselben Schwächen. Den russischen und US-
amerikanischen  Imperialismus  benennen  Wagenknecht  und  Schwarzer
durchaus. Vom deutschen wollen sie aber nichts wissen. Schließlich werfen
sie  der  Bundesregierung  ja  nicht  die  Verfolgung  der  nationalen,
kapitalistischen  Interessen  vor,  sondern  dass  sie  dies  viel  zu  wenig  täte.

Daraus erklärt sich auch das Paradox ihrer Ausrichtung. Einerseits werden
die Kriegstreiberin Baerbock und der „Panzer“-Toni Hofreiter ebenso wie der
„Zauderer“ Scholz heftig kritisiert. Niemand dürfe ihnen vertrauen, wurden
wir  auf  der  Kundgebung  ermahnt.  Andererseits  wird  von  derselben
Regierung  die  Bildung  „einer  Allianz  für  einen  Waffenstillstand  und  für



Friedensverhandlungen“  gefordert  –  am  besten  in  Zusammenarbeit  mit
Frankreich und der EU-Kommission, mit China und Brasilien. Am deutschen
Verhandlungswesen soll  die  Welt  genesen.  Scholz,  dem eine vollständige
Unfähigkeit und Unzuverlässigkeit attestiert wird, soll  federführend einen
„Frieden“ herbeiführen, der alle Großmächte zufriedenstellt.

Dieses Konzept läuft letztlich bloß auf eine alternative, sozialpazifistische
Ausrichtung  des  deutschen  Imperialismus  hinaus.  Die  ukrainische
Bevölkerung  und  die  russische  Antikriegsbewegung  dürfen  nur  als
Verhandlungsmasse zu ihrem vermeintlich Besseren zusehen. Aber auch für
die Arbeiter:innenklasse der imperialistischen Ländern sind nur Plätze auf
den Zuschauerrängen vorgesehen. Als Akteur:innen, geschweige denn als
prägende Subjekte einer Antikriegsbewegung sind die Lohnabhängigen bei
Schwarzer  und  Wagenknecht  nicht  vorgesehen.  Bei  aller  Kritik  an  der
gegenwärtigen Politik der Regierungen soll die internationale Politik auch
weiter  von  Großmächten  unter  Wahrung von  deren  Interessen  bestimmt
werden,

Eine solche Politik ist nicht nur rein bürgerlich. Sie ist auch vollkommen
utopisch. Der Konflikt zwischen den alten, westlichen Mächten wie der USA
oder auch Deutschland mit den „neuen“ wie Russland und China liegt in der
Krise des Kapitalismus begründet, im Niedergang der US-Hegemonie und im
Aufstieg Chinas. Zur Zeit wird er um die Ukraine ausgefochten, doch selbst
ein imperialistischer Frieden wäre nicht nur reaktionär,  weil  er  auf  dem
Rücken der ukrainischen Massen vereinbart werden würde, sondern auch
nur  von  begrenzter  Dauer,  nur  eine  Zwischenstation  zu  einer  weiteren
Verschärfung der imperialistischen Konkurrenz.

Auf  der  Kundgebung  haben  die  Gruppe  Arbeiter:innenmacht  und
Genoss:innen  der  Jugendorganisation  Revolution  gemeinsam  eine
internationalistische,  klassenkämpferische  Perspektive  vertreten  und
ein gemeinsames Flugblatt verteilt. Dessen letzten Abschnitt wollen wir hier
noch einmal darlegen:

https://arbeiterinnenmacht.de/2023/02/25/weder-putin-noch-nato-frieden-fuer-die-ukraine-aber-wie/


Welcher Frieden? Welche Bewegung?
Ein  dauerhafter  Frieden,  der  diesen  Namen  verdient,  kann  nicht  durch
diplomatische  Manöver  von  Großmächten  erzielt  werden.  Dazu  müssten
diese  selbst  ihre  eigenen  ökonomischen,  politischen  und  militärischen
Interessen zurückstellen, was angesichts des Kampfes um die Neuaufteilung
der  Welt  und  der  schärfer  werdenden  globalen  Konkurrenz  einfach
unmöglich ist.  Der Imperialismus kann nicht  friedlich gestaltet  werden –
weder in Russland, noch in den USA, aber auch nicht in Deutschland oder
der EU.

Wir können uns daher nur auf uns selbst verlassen. Ein echter Frieden, eine
gerechte  Lösung  für  die  Ukraine  müsste  die  Verwirklichung  des
Selbstbestimmungsrechts  des  Landes  bei  gleichzeitiger  Wahrung  der
Selbstbestimmung  der  Volksrepubliken  im  Donbass  und  auf  der  Krim
beinhalten.

Um aber  überhaupt  dorthin  zu  kommen,  müssen wir  eine  internationale
Bewegung  gegen  den  Krieg  und  dessen  Auswirkungen  aufbauen;  eine
Bewegung der gemeinsamen Aktion der deutschen, der europäischen, der
US-amerikanischen, der ukrainischen und russischen Arbeiter:innenklasse,
der  Gewerkschaften,  der  Linken  und  Arbeiter:innenparteien.  Eine  solche
Bewegung muss sich um bestimmte, gemeinsame Forderungen formieren.
Dazu schlagen wir vor:

Nein zu Putins Angriffskrieg! Sofortiger Abzug der russischen Armee!
Solidarität  mit  der  ukrainischen  Bevölkerung,  Anerkennung  ihres
Rechts auf Selbstverteidigung gegen die Invasion!
Solidarität mit der Antikriegsbewegung und der Arbeiter:innenklasse
in Russland; Verbreitung der Aktionen gegen den Krieg; Freilassung
aller Festgenommenen!
Aufnahme aller Geflüchteten, Bleibe- und Staatsbürger:innenrechte
für alle – finanziert durch den Staat; Integration der Geflüchteten in
den Arbeitsmarkt, Aufnahme in die Gewerkschaften!
Nein zu jeder  NATO-Intervention!  Gegen jede Aufrüstung,  NATO-
Truppenverlagerungen  und  Waffenlieferungen!  Gegen  NATO-



Ausweitung,  sofortiger  Austritt  aus  der  NATO!
Keinen  Cent  für  die  Bundeswehr!  Nein  zum  100-Milliarden-
Programm  der  Ampelkoal i t ion!  Verstaat l ichung  der
Rüstungsindustrie und Konversion unter Arbeiter:innenkontrolle!
Nein zu allen Sanktionen! Streichung der Schulden der Länder der
sog. Dritten Welt, die durch die Sanktionen in wirtschaftliche Not
geraten sind!
Die Kosten für die Preissteigerung müssen die Herrschenden zahlen!
Enteignung des Energiesektors und anderer Preistreiber:innen unter
Arbeiter:innenkontrolle!
Unterstützung  der  Tarifkämpfe  der  Gewerkschaften!  Für  eine
automatische  Anpassung  der  Löhne  und  Einkommen  an  die
Preissteigerung  für  alle  Beschäftigten,  Rentner:innen,  von
Erwerbslosen  und  Studierenden!

#wirfahrenzusammen:  Streiks
im Leipziger Nahverkehr
von Niliam, zuerst erschienen bei der Gruppe Arbeiter:innenmacht, Februar
2023

Zweimal stand der ÖPNV Leipzigs in den letzten Tagen komplett still.

Am  Mittwoch,  dem  22.02.  fanden  wie  auch  am  Freitag,  dem  17.02.
Warnstreiks  statt.  Nachdem  letzte  Woche  alle  vom  TVöD  (Tarifvertrag
öffentlicher Dienst,  unter ihn fällt  auch Leipzigs Nahverkehr) betroffenen
Beschäftigten  streikten,  waren  es  am  Mittwoch  ausschließlich  die
Beschäftigten  der  LVB  (Leipziger  Verkehrsbetriebe).  Der  für  den  Streik
gewählte Tag war brisant: trafen doch RB Leipzig und Manchester City im
Rahmen  eines  Champions  League  Spiels  aufeinander.  Tausende  von
Menschen  und  internationale  Gäste  waren  zu  erwarten.  Ein  erheblicher
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Reputationsverlust für die Stadt Leipzig war vorauszusehen.

Dies unterstreicht einmal mehr den Kampfeswillen der Beschäftigten, nach
ihrer  Forderung von 10,5% mehr Lohn,  aber  mindestens 500€ bei  einer
Laufzeit von 12 Monaten für die nächste Verhandlungsrunde Ende März. Wir
zeigten uns im Rahmen der Kampagne #wirfahrenzusammen u.a. zusammen
mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht an Streikposten in der Stadt und auf der
Großkundgebung am Freitag mit den Streikenden solidarisch. Auch wenn es
sich nur um eine reine Lohntarifrunde handelt, müssen wir doch klarmachen,
dass der Ausbau des ÖPNV dringend für eine Mobilitätswende gebraucht
wird.

Während der Nahverkehr oft vernachlässigt, teuer und schlecht ausgebaut
ist, wird immer noch auf klimaschädliche Fortbewegungsmittel gesetzt. Wir
fordern massive Investitionen in den Nahverkehr – für die Beschäftigten, für
das Klima und für die Fahrgäste! Sachsen ist Schlusslicht, was die Bezahlung
der Beschäftigten im ÖPNV angeht!



Urabstimmung für Erzwingungsstreiks jetzt!
Letzten Freitag waren wir bereits ab Streikbeginn um 3 Uhr morgens am
Betriebshof „Angerbrücke“.

Mit  den  Beschäf t ig ten  haben  wir  uns  über  d ie  sch lechten
Arbeitsbedingungen sowie die bestehenden Ängste und Sorgen hinsichtlich
der  stark  gestiegenen  Verbraucherpreise  ausgetauscht  und  darüber
gesprochen, weshalb die Forderung der Tarifrunde das Mindeste ist, auf was
sich eingelassen werden sollte. Sie durchzusetzen wird nur möglich, wenn
die  Verantwortlichen  von  ver.di  schnell  dazu  getrieben  werden,  eine
Urabstimmung  für  Erzwingungsstreiks  durchzuführen.

Wichtig ist die gemeinsame Organisation im Arbeitskampf – der Klimaschutz
steht nicht gegen die Arbeitsplätze,  wie uns die Kapitalist:innen oft  weis
machen wollen. Die Klimabewegung kämpft mit den Beschäftigten für die
gleichen  Interessen!  Gemeinsam  werden  wir  am  03.03.  den  globalen
Klimastreik  in  Leipzig  unterstützen.

Unsere Solidarität bedeutet auch Fahrgastgespräche zu führen und auf die
berechtigten Belange der Streikenden aufmerksam zu machen. Der ÖPNV
muss  für  eine  klimaneutrale  Zukunft  zwingend  ausgebaut  werden.  Mit
Plakaten wurde an den Haltestellen darauf aufmerksam gemacht, weshalb
die Busse und Bahnen still standen. Mit den Gäst:innen haben wir über die
Gründe  des  Streiks  gesprochen  und  wie  berechtigt  und  wichtig  die
Unterstützung dieser ist  –  höhere Löhne dürfen nicht durch Ticketpreise
ausgeglichen  werden!  Im  Gegenteil  fordern  wir  einen  kostenlosen
Nahverkehr,  der  durch  die  Besteuerung  der  Gewinne  von  VW  und  Co.
finanziert wird.

Am Freitagvormittag kamen rund 2.000 Beschäftigte auf die Kundgebung der
Gewerkschaft  ver.di.  Das  Bündnis  #wirfahrenzusammen  hielt  einen
Redebeitrag  über  den  gemeinsamen  Kampf  von  Klimaschutz  und  den
Forderungen  für  den  Tarifvertrag.  Die  Masse  zog  nach  weiteren
Redebeiträgen einmal ums Leipziger Rathaus und machte OB Burkhard Jung
deutlich  klar:  „Zusammen  geht  mehr“  und  dass  die  vergangenen  und



zukünftigen Reallohnverluste zwingend aufgefangen werden müssen!

Die Arbeitgeberseite  hat  ein erstes  Angebot  vorgelegt,  welches nicht  als
solches bezeichnet werden kann. Ihr Vorschlag: Eine Lohnerhöhung von drei
Prozent  zum 1.  Oktober  2023,  sowie  eine  weitere  lineare  Erhöhung der
Entgelte  um  zwei  Prozent  zum  1.  Juni  2024.  Statt  eines  monatlichen
Mindestbetrags  mit  sozialer  Komponente  bieten  die  Arbeitgeber  zwei
einmalige Inflationsausgleichszahlungen an: 1.500 Euro im Mai 2023 und
erneut  1.000  Euro  im  Januar  2024.  Für  Nachwuchskräfte  sollen  die
Einmalzahlungen  750  Euro  bzw.  500  Euro  betragen.

Fallen wir nicht darauf rein! Mit Einmalzahlungen und Verlängerung der
Dauer  des  Tarifvertrages  versuchen  die  Arbeitgeber  eine  wirkliche
Verbesserung  vorzutäuschen.  Diese  bedeuten  aber  weiterhin
Reallohnverluste,  welche  nicht  hinnehmbar  sind.  Auch  wenn  ver.di  das
Angebot sicher nicht annimmt, heißt es wachsam sein! Es wäre nicht das
erste  Mal,  dass  sich  die  Tarifkommission  auf  einen  faulen  Kompromiss
einlässt.

Verkehrswende  he ißt  gute  Arbei tsbedingungen  für
Nahverkehrsarbeiter:innen!
Macht Stunk – die ver.di-Verantwortlichen müssen zur Einleitung der
Urabstimmung gezwungen werden! Kündigt die Schichtungsklausel!
Für einen Streik in den Händen der Beschäftigten: Organisiert Euch
selbst  im  Betrieb,  wählt  ein  Streik-  und  Aktionskomitee,  fordert
öffentliche  Verhandlungen  sowie  eine  direkte  Wähl-  und
Abwählbarkeit  der  Tarifkommission!
Gewerkschaften und Lohnabhängige in die Offensive!



Manifest  für  Frieden:
bürgerlicher  Pazifismus  am
Pranger
Wilhelm  Schulz,  zuerst  erschienen  in  der  Infomail  1214  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht,  22.  Februar  2023

Die  Petition  „Manifest  für  Frieden“  wurde  am  10.  Februar  von  Sahra
Wagenknecht und Alice Schwarzer veröffentlicht. Sie stellt einen Aufruf für
die  sofortige  Einstellung  von  Waffenlieferungen  und  Einleitung  von
Friedensverhandlungen dar. Der Text fordert die Bundesregierung und den
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Bundeskanzler auf, Verhandlungen einzuleiten, um „Schaden vom deutschen
Volke [zu] wenden“. Der Entrüstungssturm über die Petition zeigt jedoch
weniger  deren  politische  Begrenztheit  auf  als  den  Beweis,  welche
Anfeindungen  selbst  linksliberaler  oder  sozialchauvinistischer  Pazifismus
aktuell  erfährt.

Auch wenn wir die Petition nicht unterstützen, so halten wir sie doch für den
momentan lautstärksten Vorstoß aus den Reihen der Friedensbewegung. Die
Versammlung am 25. Februar wird rund um das bittere erste Jubiläum des
russischen Angriffs auf die Ukraine vermutlich die größte jener sein, die sich
gegen  den  Aufrüstungs-  und  Eskalationskurs  der  deutschen  Regierung
stellen wollen. Auch wenn wir Pazifismus als Form bürgerlicher Ideologie
ablehnen,  so ist  der der Massen ein nachvollziehbarer Ansatz angesichts
drohender  Verschärfung  der  Barbarei  und  des  Mangels  an  einer
fortschrittlichen  Perspektive  zu  ihrer  Überwindung.  Aus  diesem  Grund
werden  wir  an  der  Versammlung  teilnehmen,  während  wir  von  den
Organisator:innen  fordern,  sich  vor  Ort  deutlich  von  etwaigen  rechten
Akteur:innen  abzugrenzen  und  diese,  falls  sie  anwesend  sollten,  durch
Ordner:innen aus der Versammlung zu werfen.

Die Petition verzeichnet mittlerweile fast 600.000 Unterstützer:innen (Stand:
22.02.23).  Neben  den  beiden  Init iatorinnen  gibt  es  noch  69
Erstunterzeichner:innen – eine breite Palette, die mit dem Begriff linksliberal
nur verzerrt zusammengefasst werden kann.

Auch  wenn  aufgrund  des  öffentlichen  Drucks  einige  wie  die  ehemalige
Ratsvorsitzende  der  evangelischen  Kirche  (EKD),  Margot  Käßmann,  ihre
Unterschri f t  zurückgezogen  haben,  so  bleiben  die  meisten
Unterzeichner:innen Wissenschaftler:innen und Kulturschaffende,  die  dem
Spektrum von SPD, Linkspartei und Grünen nahestehen.

Es ist  aber bezeichnend für die politische Ausrichtung der Initiatorinnen
Schwarzer und Wagenknecht, dass einige Prominente aus dem konservativen
und  rechten  Spektrum,  darunter  Erich  Vad,  Brigadegeneral  a.  D.  der
Bundeswehr und von 2006 bis 2013 Militärpolitischer Berater von Angela
Merkel  im  Kanzler:innenamt,  dahinterstehen.  Vad  hat  zudem  in  der



Vergangenheit  vor  rechten  Burschenschaftlern  referiert  und  für  die
rechtspopulistische  Junge  Freiheit  vor  etwa  20  Jahren  geschrieben.

Die  Unterstützer : innenl is te  umfasst  jedoch  n icht  nur  Ex-
Funktionsträger:innen  und  mehr  oder  weniger  bekannten  linke
Persönlichkeiten,  sondern  auch  Repräsentant:innen  der  reformistischen
Arbeiter:innenbewegung  wie  Christof  Ostheimer,  der  ver.di-
Bezirksvorsitzende  Südholsteins,  oder  Michael  Müller,  den
Bundesvorsitzenden  der  sozialdemokratischen  Naturfreunde.  Daneben
natürlich Wagenknecht, die Galionsfigur der Linken, die in den letzten Jahren
der Klassenpolitik den Rücken kehrte und ein linkspopulistisches Programm
für  DIE LINKE zu etablieren versucht.  Und Schwarzer,  eine  bürgerliche
Feministin  der  zweiten  Welle  des  Feminismus,  die  vor  allem  durch
Transfeindlichkeit  in  den  letzten  Jahren  bei  neuen  Generationen  von
Feminist:innen  angeeckt  ist.

Insgesamt handelt es sich um ein volksfrontartiges, klassenübergreifendes
Personenbündnis. Der Aufruf stellt keine Aufforderung zum aktiven Handeln
dar,  sondern  letztlich  nur  den  kleinsten  gemeinsamen  Nenner  der
Initiator:innen. Aber er hat hunderttausende Unterschriften erhalten, weil
nicht  zuletzt  Millionen  Lohnabhängige  über  die  Militarisierung  und  den
Kriegskurs der Bundesregierung zu Recht beunruhigt sind.

Zum Inhalt
Das  Manifest  selbst  spricht  sich  für  die  sofortige  Einstellung  von
Kriegshandlungen aus. Es droht vor einer latenten Gefahr der Ausweitung
über ihre bisherigen Grenzen bis hin zum Weltkrieg. Der Überfall Russlands
auf die Ukraine und die Notwendigkeit von Solidarität mit ihrer Bevölkerung
wird benannt. Dies bleibt allerdings letztlich ohne konkrete politische Folgen,
weil nirgendwo das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine verteidigt oder als
Ziel eines etwaigen Friedens benannt wird. Nirgendwo wird der Rückzug der
russischen Invasionstruppen aus den seit Februar 2022 eroberten Gebieten
gefordert.

Der  Text  spricht  sich  im  Anschluss  nur  gegen  den  Kriegskurs  der



Bundesregierung  und  des  ukrainischen  Präsidenten  Selenskyj  aus.
Militärstrategisch  sieht  sich  der  Petitionstext  vor  einer  Pattsituation.  So
schreiben die Initiatorinnen: „Die Ukraine kann zwar – unterstützt durch den
Westen – einzelne Schlachten gewinnen. Aber sie kann gegen die größte
Atommacht der Welt keinen Krieg gewinnen.“ Aus dieser Erkenntnis folgt der
Aufruf  an  die  Bundesregierung,  zwischen  den  USA  und  Russland  zu
vermitteln oder auf die europäischen Nachbar:innen einzuwirken. Demnach
soll Olaf Scholz die Waffenlieferungen einstellen und eine „Allianz für einen
Waffenstillstand“ aufbauen.

Die  hier  aufgeworfene  Perspektive  verbleibt  vollständig  innerhalb  des
Horizonts  bürgerlicher  Diplomatie.  Den  Krieg  können  anscheinend  nur
Diplomat:innen  stoppen.  So  heißt  es:  „Wir  Bürgerinnen  und  Bürger
Deutschlands können nicht direkt auf Amerika und Russland oder auf unsere
europäischen Nachbarn einwirken.“ Daher müssten wir „unsere Regierung“
in die Pflicht nehmen und Olaf Scholz zum Anführer einer „Friedensallianz“
krönen.

Doch die „Friedensallianz“, die keine eigenen Klasseninteressen vertritt, gibt
es  nicht  und  kann  es  nicht  geben.  So  wie  die  deutsche  Regierung  mit
Sanktionen und Waffenlieferungen ihre eigenen imperialistischen Interessen
verfolgt, die Ukrainer:innen im Krieg für ihre eigenen geostrategischen und
wirtschaftlichen  Zwecke  unterstützt,  wird  sie  das  natürlich  auch  am
Verhandlungstisch tun – und genauso werden das alle anderen Beteiligten
auf dem Rücken der ukrainischen Bevölkerung versuchen.

Letztlich  soll  der  geforderte  Frieden  dem  deutschen  Interesse  dienen.
Demnach ist der Krieg einer zwischen den USA (im Aufruftext Amerika) und
Russland.  Eine  Beteiligung  oder  genauer  deren  Fortsetzung  entsprächen
nicht den Interessen Deutschlands bzw. denen des deutschen Kapitals. In
diesem Sinne appelliert der Aufruf an die deutsche Bourgeoisie und ihren
Staat, um diese für die Linie der vergangenen Jahrzehnte zurückzugewinnen.
Eben jene konnte den Kriegskurs aber nicht stoppen, weil sie keine oder nur
wenige  Anhänger:innen  unter  der  herrschenden  Klasse  in  Deutschland
besitzt.  Das  kann  sich  natürlich  ändern  –  und  darauf  hoffen  letztlich
Schwarzer und Wagenknecht.



Es ist auch kein Wunder, dass daher Forderungen, die das direkte Interesse
des deutschen Imperialismus auch in der Konkurrenz zu Russland berühren,
außen vor bleiben. So werden weder die Abschaffung der Sanktionen noch
der Stopp der Aufrüstung der Bundeswehr und NATO auch nur erwähnt.
Dabei befeuern die Sanktionen nicht nur die Inflation und Armut hierzulande,
sondern  vor  allem  auch  den  Hunger  und  Not  in  der  Welt.  Ihre
Folgewirkungen  bedrohen  das  Leben  Hunderttausender.

Das 100-Milliarden-Programm, die  europäische Rüstungsinitiative und die
Aufstockung der schnellen NATO-Eingreiftruppe auf 300.000 Soldat:innen
finden sich im Aufruf mit keinem Wort.

Zu diesen Fragen gibt es unter den Initiator:innen entweder keine Einigkeit
oder man möchte konservative Gegner:innen des Ukrainekriegs nicht mit
Abrüstungsforderungen an die deutsche Regierung „abschrecken“. So bleibt
es  beim  allgemeinen  Ruf  nach  Frieden  –  im  deutschen  Interesse.  Der
Sozialpazifismus  wird  als  die  beste  Politik  für  „unseren“  Imperialismus
präsentiert.

Und wie wird darüber gesprochen?
Die öffentliche Kritik am Aufruf lässt sich in zwei Stoßrichtungen einteilen,
wobei die eine die andere erkennbar bestimmt. Einerseits jene, die jedweden
Bruch  mit  der  konfrontativen  Politik  gegenüber  dem  russischen
Imperialismus  als  reaktionär  abstempelt.  Andererseits  jene,  die  dem
ausweicht und die Gefahr der Beteiligung reaktionärer Anhänger:innen über
die  Notwendigkeit  stel lt ,  für  eine  internationalistische  und
klassenkämpferische Ausrichtung der Opposition gegen die Kriegspolitik der
Bundesregierung  zu  kämpfen.  Als  Produkt  kommt  bei  beiden  Kritiken
ähnliches raus: Passivität gegenüber der neuen Orientierung des deutschen
Imperialismus.

Die Petition ist in der Linken, aber vor allem in DIE LINKE, sehr umstritten.
Der  Parteivorstand  der  LINKEN  hat  am  Donnerstag,  dem  16.2,
bekanntgegeben,  den  Protest  zu  unterstützen,  der  sich  für  Frieden  und
Waffenstillstand einsetzt und von rechts abgrenzt – nicht aber die größte



Kundgebung gegen die Bundesregierung. Das Ausbleiben einer Erwähnung
des „Manifest für Frieden“ spricht hier Bände, denn es ist aus den Reihen der
Partei  der  aktuell  bekannteste  Ansatz.  Die  Stellungnahme  stellt
dementsprechend eine indirekte Distanzierung dar, die umgekehrt aber allen
freistellt, doch hinzugehen oder den Aufruf zu unterzeichnen.

Das Manifest ist in seiner Perspektive weder neu noch innovativ. Es vertritt
eine Form bürgerlicher Politik, die mittels eines Appells an den Staat in Form
von Bundesregierung  und  -kanzler  zum Richtungswechsel  in  Fragen  der
Waffenlieferungen und Friedensverhandlungen drängen möchte und die alles
mit  dem Verweis auf deutsche Interessen begründet.  Der Richtungsstreit
wird  im  Militärjargon  als  jener  zwischen  Falken,  den  sogenannten
Hardliner:innen,  und  Tauben,  der  Orientierung  auf  Verhandlungen,
beschrieben.  Die  Frankfurter  Allgemeine  Zeitung  (FAZ)  formuliert  den
Standpunkt der Hardliner:innen, aber auch ihren Punktsieg in der politischen
Stimmung in Deutschland deutlich, wenn sie die Unterzeichner:innen des
Manifests  „zu  propagandistischen  Helfern  eines  Kriegsverbrechers“
abstempelt.

Dabei greift sie zwar genüsslich wirkliche Schwächen des Aufrufs auf und
dessen  Verharmlosung  des  russischen  Imperialismus,  aber  die  FAZ
unterschlägt dabei natürlich die imperialen Kriegsziele der NATO, der USA
und auch Deutschlands.

Vorwurf der Querfront oder zumindest rechten
Unterwanderung
Der  AfD  Co-Vorsitzende  Tino  Chrupalla  hat  öffentlich  verkündet,  das
Manifest  unterschrieben  zu  haben.  Dies  hat  er  nicht  als  einer  der
Erstunterzeichnenden getan, sondern einfach nur ein Kontaktformular auf
einer  Homepage  unterschrieben.  Chrupalla  und  das  von  Jürgen  Elsässer
geführte, neurechte Magazin Compact riefen darüber hinaus zur Beteiligung
an der Kundgebung am 25. Februar in Berlin auf. Wagenknecht distanzierte
sich im Interview mit  dem SPIEGEL öffentlich davon und untersagte die
Beteiligung  von  AfD  und  anderen  Akteur:innen  der  Rechten.  Oskar
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Lafontaine, der ehemalige Mitbegründer der LINKEN und Erstunterzeichner,
riss  diese  Brandmauer  kurz  darauf  erneut  nieder,  indem  er  die
„Gesinnungsprüfung“  oder  Parteibuchkontrolle  bei  Einlass  zur
Demonstration  ausschloss.  Eine  politische  Schmierenkomödie  mit
ungewissem  Ausgang.

Im Aufruf  selbst  wird die  Abgrenzung nach rechts  jedoch nicht  deutlich
formuliert.  Auch  wenn  wir  diese  bereits  im  Petitionstext  für  notwendig
erachtet  hätten,  so fand die Distanzierung schlussendlich doch statt.  Die
konsequente  Fortsetzung  dessen  müsste  eine  eindeutige  Abgrenzung  im
Rahmen  der  Versammlung  und  ein  Rauswurf  öffentlich  bekannter  oder
auftretender rechter Akteur:innen durch Ordner:innen bedeuten. Ob es dazu
kommt, steht in den Sternen.

Die AfD versucht mittels ihrer Kriegsposition, ähnlich wie das Manifest für
Frieden,  eine  alternative  Ausrichtung  für  das  deutsche  Bürger:innentum
anzubieten. In diesem Sinne ist ihr Aufruf zur Unterstützung nachvollziehbar,
aber das hat noch einen zweiten positiven Punkt für die Rechten. Es ist ihren
Akteur:innen vermutlich sehr deutlich klar,  dass ein Mobilisierungsaufruf
ihrerseits  die  Demobilisierung  im  Lager  der  Arbeiter:innenbewegung
befeuern  würde.

Sie würden damit sowohl die Verbitterung im Lager der Initiator:innen und
ihrer  Unterstützer:innen  anspornen,  während  sie  ihre  eigenen
Mobilisierungen  weiterhin  als  die  relativ  stärksten  verkaufen  können.
Notwendig wäre eine klassenkämpferische Position, die die Schwächung des
eigenen Imperialismus, die Beendigung des Krieges durch Klassenkampf ins
Zentrum stellt. Ein solcher Aufruf hätte sich jedoch an den DGB und seine
Mitgliedschaft  richten  sollen,  eine  Verbindung  zu  den  das  Jahr  2023
durchziehenden Arbeitskämpfen gebraucht. Eine solche Perspektive gilt es,
auch in die Tarifauseinandersetzungen zu tragen.

Begrenzter Pazifismus
Laut Unterstützer:innen der Petition in der LINKEN unterstütze weiterhin
eine Mehrheit der Parteimitglieder den Vorstoß. Was jedoch deutlicher zu
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erkennen  ist,  ist  die  Kapitulation  der  Partei  angesichts  der  aktuellen
Herausforderungen.  DIE  LINKE  versteht  sich  seit  ihrer  Entstehung  als
Antikriegspartei, eine Position auf dem Sand des Pazifismus gebaut. Beide
Bewegungsrichtungen  (Parteivorstand  und  Regierungssozialist:innen  oder
Wagenknechtlager),  in  die  pazifistische  Politik  angesichts  des  Krieges
taumelnd, zeigen deren Begrenztheit auf. Die Mehrheit des Parteivorstandes
hält  die  Füße  still,  da  sie  schlussendlich  den  Frieden  nur  durch  einen
militärischen Sieg der Ukraine für möglich halten will  und die Rolle der
NATO  herunterspielt.  Der  andere  Teil  sieht  dies  als  unmöglich  an  und
orientiert dementsprechend auf Verhandlungen zwischen jenen Akteur:innen,
die spätestens seit 2014 regelmäßig Öl ins Feuer kippen.

Beide Ansätze verstehen den Krieg als externen Schock, den es zu beseitigen
gilt, um die rechtmäßige (bürgerliche) Ordnung wiederherzustellen. Dabei ist
der  Krieg  dem  Kapitalismus  innerlich.  Er  bietet  eine  Chance,  dessen
Überakkumulationskrisen durch massive Vernichtung von Kapital und Arbeit,
aber  auch  Verdrängung  imperialistischer  Konkurrenz  im  Kampf  um  die
Neuaufteilung der Welt zu lösen. Sowohl der Fokus der Hardliner:innen als
auch  jener  der  Verhandlungsbefürworter:innen  überlässt  die
Handlungsfähigkeit  den  Herrschenden.  Beide  bieten  Arbeiter:innen  und
Unterdrückten  keine  eigenständige  Handlungsperspektive.

Insgesamt  lehnen  wir  Verhandlungspredigten  ab.  Sie  haben  auf
verschiedenen Ebenen einen passiven Charakter. Erstens erhoffen sie gerade
von  jenen  imperialistischen  Regierungen  einen  „gerechten  Frieden“,  die
selbst  maßgeblich  den  Krieg  befeuert  haben  und  befeuern.  Zweitens
unterstellen sie den Krieg als etwas Außerordentliches, in dem es nur um
Töten oder getötet Werden geht. Das Zurückholen der jeweiligen Staaten an
den  Verhandlungstisch,  die  den  vorherigen  „friedlichen“  Zustand
wiederherstellen  sollen,  bleibt  die  letzte  waffenlose  Form  der
Vaterlandsverteidigung.

Wer  ist  das  Subjekt  einer



Antikriegsbewegung?
Der Aufruf  für  den 25.  Februar  macht  dies  ganz deutlich.  Die  deutsche
Bevölkerung – also auch die Arbeiter:innenklasse – können ihm zufolge nichts
bewirken. Daher muss Olaf Scholz als Friedensarchitekt ran.

Doch nicht nur die deutsche Bevölkerung taucht als Subjekt nicht auf. In der
Ukraine und in Russland gibt es anscheinend auch nur Herrschende. Die
ukrainischen  Massen,  die  die  Hauptlast  des  Kriegs  tragen  müssen,
erscheinen  nur  als  bedauernswerte  Opfer.  Ihre  eigenen  sozialen  und
demokratischen Rechte und Interessen gibt’s anscheinend nur als Restgröße
der Verhandlungen zwischen Putin und Biden, unter Vermittlung von Scholz
und  Macron.  Die  russische  Arbeiter:innenklasse  und  die  dortige
Antikriegsbewegung  werden  erst  gar  nicht  erwähnt.

Als Revolutionär:innen stellen wir im Kampf gegen diesen Krieg und seine
Folgen den Klassenkampf, die Frontstellung zur herrschenden Klasse und
zum „eigenen“ Imperialismus in den Mittelpunkt. Zugleich solidarisieren wir
uns mit den Arbeiter:innen in der Ukraine und Russland. So haben wir schon
im  Mai  letzten  Jahres  folgende  Vorschläge  für  den  Aufbau  einer
Antikriegsbewegung in Deutschland erbracht, die in ihren Grundzügen bis
heute (leider) noch immer Gültigkeit haben:

Nein  zu  Putins  Angriffskrieg!  Solidarität  mit  der  ukrainischen
Bevölkerung und Antikriegsbewegung in Russland!
Sofortiger  Abzug  der  russischen  Armee!  Solidarität  mit  der
ukrainischen  Bevölkerung,  Anerkennung  ihres  Rechts  auf
Selbstverteidigung  gegen  die  Invasion!
Solidarität mit der Antikriegsbewegung und der Arbeiter:innenklasse
in Russland; Verbreitung der Aktionen gegen den Krieg; Freilassung
aller Festgenommenen!
Aufnahme aller Geflüchteten, Bleibe- und Staatsbürger:innenrechte
für alle – finanziert durch den Staat; Integration der Geflüchteten in
den Arbeitsmarkt, Aufnahme in die Gewerkschaften!
Nein  zu  jeder  NATO-Intervention!  Gegen  alle  Sanktionen,
Aufrüstung,  NATO-Truppenverlagerungen  und  Waffenlieferungen!
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Gegen  NATO-Ausweitung,  sofortiger  Austritt  aus  der  NATO!
Keinen Cent  für  die  imperialistische  Politik,  für  die  Bundeswehr!
Nein zum 100-Milliarden-Programm der Ampelkoalition!
Die Kosten für die Preissteigerung müssen die Herrschenden zahlen!
Enteignung des Energiesektors und anderer Preistreiber:innen unter
Arbe i te r : innenkont ro l l e !  Übernahme  ges t i egener
Lebenshaltungskosten der Arbeiter:innenklasse, der Rentner:innen,
von Erwerbslosen durch Besteuerung des Kapitals! Verstaatlichung
der Rüstungsindustrie und Konversion unter Arbeiter:innenkontrolle!
Politischer  Massenstreik  und  Massendemonstrationen  gegen  jede
direkte NATO-Intervention!

Doch um diese Perspektive zu verbreiten, müssen wir diese auch unter die
Arbeiter:innen tragen – auch unter jene, die vom Pazifismus geprägt sind und
aus diesem Grund den Aufruf unterzeichnet haben bzw. zur Kundgebung
kommen. Für sie erscheint die Verhandlung, ein Mittel zur Beendigung der
Barbarei darzustellen, ohne dabei jedoch die Frage nach deren Ursprung und
Wiederholungspotential aufzuwerfen. In diesem Sinne rufen wir alle linken
und  klassenkämpferischen  Organisationen  dazu  auf,  sich  an  der
Versammlung  zu  beteiligen  und  für  eine  Position  des  Klassenkampfes
einzutreten.

Debattenbeitrag:  Wie  sollten
Revolutionär_Innen  mit  dem
„Manifest  für  Frieden“
umgehen?
Von Felix Ruga, Februar 2023
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Treffen sich eine Rassistin und eine Transfeindin und schreiben ein „Manifest
für den Frieden“. Ein Schlechter Witz? Vor knapp 2 Wochen haben Sahra
Wagenknecht  und  Alice  Schwarzer  die  Petition  „Manifest  für  Frieden“
gestartet, inklusive einem etwas seltsamen Video und einer äußerst hitzigen
Debatte, die bis heute anhält. Aber eine Zahl scheint schon mal für sich zu
sprechen: Knappe 600.000 Menschen haben den Aufruf unterschreiben, der
als  zentrale  Forderung  beinhaltet,  den  Krieg  in  der  Ukraine  mittels
Friedensverhandlungen zu beenden und als unmittelbaren Schritt deutsche
Waffenlieferungen einzustellen. Das ist schon eine beeindruckende Zahl, die
unsere Auseinandersetzung damit verlangt, und diese Forderungen sind an
sich auch nicht abzulehnen. Doch bei genauerem Hinsehen eröffnen sich
viele Schwachstellen und die Liste der Unterstützenden zeichnen dabei ein
interessantes Bild.

Neben der Petition gibt es einen Aufruf zu einer Kundgebung am Samstag
nach Berlin unter dem Slogan „Aufstand für Frieden“. Diese wird im zweiten
Teil dieses Beitrags besprochen.

Bürgerlicher Pazifismus
Das  Manifest  wirft  richtigerweise  ein  oft  übersehenes  Problem auf:  Die
Zwangsläufigkeit einer weiteren Eskalation des Ukrainekrieges einschließlich
Weltkriegsgefahr. Sollte dieser Krieg nicht sofort beenden werden, läuft er
Gefahr ein jahrelanger blutiger Abnutzungskrieg zu werden, dessen globales
Eskalationspotenzial sich durch den Einsatz immer brutalerer Waffensysteme
weiter hochschraubt. Doch daneben ist das Manifest in vielen Punkten zu
kritisieren. Dennoch würden wir hier 3 zentrale Punkte herausgreifen:

1. Der Adressat ist Bundeskanzler Scholz und die einzigen Subjekte sind die
Staatsoberhäupter. Dementsprechend erscheint als die einzige Lösung ein
diplomatisches Abkommen zwischen Imperialist_innen. Nicht nur, dass das
blind gegenüber den imperialistischen Interessen Deutschlands ist und es
innerhalb des Kapitalismus ohnehin nur ein Frieden auf Zeit wäre, bevor die
Konflikte  der  imperialistischen  Blöcke  wieder  ausbrechen.  Sondern  es
schließt auch vollkommen eine mögliche internationale Antikriegsbewegung
aus, die den Frieden erzwingen könnte. Die lohnabhängigen Massen in der



Ukraine, in Russland und in den NATO-Staaten sind für Wagenknecht und
Schwarzer nur Verhandlungsmasse, keine politischen Subjekte. Doch in einer
unabhängigen  defät ist ischen  Posit ion  der  internat ionalen
Arbeiter_innenklasse liegt die eigentliche Perspektive für den dauerhaften
und gerechten Frieden!

2. Der Überfall Russlands und die nötige Solidarität mit der ukrainischen
Bevölkerung werden zwar richtigerweise erwähnt, aber es wird weder ein
Rückzug der russischen Truppen gefordert noch das Selbstbestimmungsrecht
der Ukraine als Friedensziel genannt. Der Text bespricht eindimensional nur
die  Ebene  des  möglichen  Weltkriegs,  aber  nicht  die  eines  faktischen
imperialistischen  Angriffskrieges.

3. Spannend ist auch einmal zu schauen, was eigentlich nicht gesagt wird.
Und da  sticht  ein  Fakt  ganz  besonders  ins  Auge:  Es  fällt  kein  einziges
kritisches Wort gegenüber der deutschen Aufrüstungspolitik. Kein einziges
Wort zu den 100 Milliarden Sondervermögen für die Bundeswehr, der für uns
Jugendliche besonders schmerzlichen Debatte um eine Widereinführung der
Wehrpflicht oder die von Scholz proklamierte Zeitenwende. Ein Schelm wer
sich Böses dabei denkt … Wagenknecht und Schwarzer haben diesen Fakt
nicht  einfach  nur  leichtsinnig  vergessen,  sondern  er  ist  ihr  politisches
Programm!  Nicht  nur  in  diesem Punkt,  sondern  auch  in  der  Frage  der
Sanktionen oder der internationalen Solidarität gehört es zu Wagenknechts
linkspopulistischem Konzept Klassenlinien zu verwischen und im Sinne eines
angeblichen Hauptwiderspruchs zwischen „Volk“ und „Elite“ den Standpunkt
des Kleinbürgertums und kleinerer Kapitalfraktionen einzunehmen. In ihrem
Manifest sagt sie ganz klar, dass sie nicht Schaden von der internationalen
Arbeiter_innenklasse, sondern „vom deutschen Volke [ab-] wenden“ möchte.
Die Argumente werden deshalb so formuliert, dass Friedensverhandlungen
dem Interesse des deutschen Imperialismus (aka „das Volk“) entsprächen.
Scholz solle Architekt einer „starken Friedensallianz“ werden. Letztendlich
geht es um eine strategische Umorientierung des deutschen Imperialismus
hin zu mehr Selbstständigkeit von den USA und besseren Beziehungen zu
Russland  und  China.  Diese  Verschiebung  ist  nur  Beratung  der
Unterdrücker_Innen, aber sicherlich nicht im Interesse der arbeitenden und



jugendlichen  Bevölkerung,  weder  Deutschlands,  noch  Europas  noch  der
restlichen Welt.  Wir  müssen stattdessen für  ein  Ende des  Imperialismus
eintreten  und  den  Kampf  gegen  den  bürgerlichen  Staat  für  soziale
Verbesserungen  aufnehmen,  anstatt  ihm  gut  gemeinte  Tipps  zu  geben!

Aus diesen Gründen unterschreiben wir das Manifest nicht! Es zeigt für uns
keine realistische politische Alternative auf,  auch wenn die aufgeworfene
Frage  relevant  ist!  Eine  andere  Frage  ist  die  der  Taktik.  Glauben
Wagenknecht und Schwarzer tatsächlich, dass eine Petition den Kriegskurs
ändert? Wir haben uns anderer Stelle bereits ausführlicher zu Chancen und
Grenzen von Petitionen, Change.org und co. geäußert.

Neben Schwarzer,  die in Fragen von Transrechten und antimuslimischen
Rassismus  offen  rechts  steht,  und  Wagenknecht,  die  sich  dem
Linkspopulismus zugewandt hat, hat sich ein wahrhaftiges Potpourri aus 68
bekannten  linksliberalen  bis  konservativen  Persönlichkeiten  als
Erstunterzeichner_Innen gemeldet. Es drückt tatsächlich ein breites Bündnis
aus.  Als  einfache  Unterzeichnende  haben  sich  neben  vielen  linken
Politiker_Innen  wie  Gysi,  auch  manche  von  rechts  gemeldet.  Besondere
Aufmerksamkeit hat dabei Chrupalla erregt, wovon sich Wagenknecht jedoch
schnell  distanziert  hat.  Auch dass  irgendwelche  Bundeswehrgeneräle  die
Petition  unterschreiben,  überrascht  nicht,  da  es  ja  keine  allgemeine
antimilitaristische  Kritik  an  der  Aufrüstung  des  deutschen  Imperialismus
darstellt, sondern ihm nur eine andere strategische Ausrichtung vorschlägt.
Daneben finden sich unter den Unterzeichner_innen jedoch auch einzelne
Mitglieder linker Parteien und Gewerkschaftsfunktionäre.

Die öffentlichen Reaktionen auf das Manifest sind extrem schnell eskaliert
und gehen weitestgehend in 3 Richtungen: Die einen kritisieren den Aufruf
politisch als „naiv“ bis „verlogen“ und fordern eine weitere Eskalation und
Waffenlieferungen. Die anderen kritisieren die Offenheit nach rechts und die
(mögliche)  Etablierung eine  Querfront,  während man den aufgeworfenen
Fragen meist aus dem Weg geht. Die letzten verteidigen ihre Zustimmung
und die Wichtigkeit des Themas. Diese Zerrissenheit geht auch durch die
Linkspartei selbst.



Aber was ist mit der Kundgebung?
Das  Manifest  steht  unter  dem  tragischen  ersten  Jahrestag  des
Ukrainekrieges, welcher auf den kommenden Freitag fällt. Anlässlich dessen
findet am Samstag in Berlin die Kundgebung „Aufstand für Frieden“ statt, die
gewissermaßen die Versammlung des Manifestes ist. Allseits wird erwartet,
dass  das  die  größte  Friedensaktion  an  diesem Wochenende  wird,  wofür
sowohl  die  große  Zahl  der  Petitionsunterschriften  spricht,  als  auch  die
bundesweite  Anreise  aus  vielen  Städten.  Es  besteht  die  berechtigte
Hoffnung, dass die Mobilisierung von sozialdemokratischen bis bürgerlich-
pazifistischen Kräften dominiert ist. Jedoch müssen wir an dieser Stelle über
den Elefanten im Raum sprechen: Was ist eigentlich mit der Gefahr rechter
Unterwanderung?

Von Seiten der Veranstalter_Innen gibt es keinen Grund, davon auszugehen,
dass jemand von der AfD einen Redebeitrag bekommt und es  wurde im
Aufruf verboten, rechtsextreme Symbolik zu tragen. Wagenknecht selbst hat
auch beteuert, dass bekannte rechte Persönlichkeiten nicht erwünscht seien
und dass man sich von rechts distanziere, aber Lafontaine hat das wieder
dementiert („Alle sind eingeladen“).

Und das  hat  nun  eine  Mobilisierung  in  rechten  Kreisen  losgetreten,  als
einfache  Teilnehmer_Innen  an  der  Kundgebung  teilzunehmen.  Und  es
besteht die berechtige Sorge, dass auch eine relevante Menge auftaucht und
diese sich nicht an das Verbot von rechten Symboliken halten werden. Die
Rechten  wollen  das  Thema  des  Krieges  weiterhin  dominieren  und  die
Vermutung  liegt  nahe,  dass  sie  durch  ihr  offenes  Auftreten  linke  Teile
verscheuchen wollen. Dies hätte ganz einfach verhindert werden können,
indem der Aufruf jeder deutschen Aufrüstung und jedem Kriegseifer eine
Absage erteilt  hätte.  Letztendlich ist  es schwierig zu überprüfen, wessen
Geistes Kind man ist,  wenn man keine rechte Symbolik trägt oder keine
bekannte rechte Persönlichkeit gibt. Aber falls das der Fall ist, fordern wir
die  Ordner_Innen  und  umstehenden  Personen  auf,  diese  rigoros  der
Veranstaltung zu verweisen! Dennoch ist es zum jetzigen Zeitpunkt nicht
absehbar, wie relevant rechte Kräfte auf der Kundgebung sein werden und
wenn es sich nur um Vereinzelte handelt, besteht auch die gute Hoffnung,



dass diese isoliert werden können. Das bleibt aber zum jetzigen Zeitpunkt
noch abzuwarten.

Wie sollten Revolutionär_Innen also damit nun
umgehen?
Trotz  der  Schwächen  des  Aufrufs  und  dem  Risiko  einer  rechten
Unterwanderung würden wir eine offen-kritische Teilnahme an dem Protest
vorschlagen,  um  eine  internationalistische  und  klassenkämpferische
Perspektive hineinzutragen und für Interessierte einen linken Pol zu bilden.
Das Manifest muss ganz klar abgelehnt werden, während gleichzeitig das
sich versammelnde Potenzial  zum Aufbau einer auf die Klasse (nicht das
Volk) gestützten Anti-Kriegsbewegung genutzt werden sollte. Es besteht eine
begründete  Hoffnung,  dass  dort  viele  sozialdemokratische  Menschen
auftauchen werden und diese von so einer Perspektive überzeugbar sind.
Außerdem ist die Frage der kriegerischen Eskalation eine wirklich wichtige,
potentiell  lebensentscheidende Frage unserer Zeit,  worauf unbedingt eine
linke Antwort formuliert  werden muss und wir dafür auch zu den Orten
gehen müssen, an denen sie diskutiert werden. Außerdem ist mit jeder linken
Person das Kräfteverhältnis etwas besser, Rechte von der Kundgebung zu
schmeißen!

Im  nächsten  Schritt  gilt  es  denjenigen  Menschen,  die  sich  aktuell  vom
deutschen Kriegseifer abwenden, eine Perspektive vorzuschlagen, die sich
auf  die  Klasse  und  nicht  auf  den  deutschen  Imperialismus  stützt.  Ein
wichtiger Schritt  dafür ist  es,  sich an den DGB und seine Mitglieder zu
richten.  Zehntausende Menschen befinden sich in Deutschland gerade in
Tarifkämpfen. Lasst uns diese Kämpfe miteinander verbinden.

Wir wollen 100 Milliarden für den öffentlichen Dienst, für die Post
und für unsere Schulen, statt für die Bundeswehr!
Polit ische  Streiks  und  Massendemonstrationen  gegen
Waffenlieferungen, NATO-Truppenverlegungen und Sanktionen sowie
für die Öffnung der Grenzen!
Sofortiger  Abzug  der  russischen  Armee!  Solidarität  mit  der



ukrainischen  Bevölkerung,  Anerkennung  ihres  Rechts  auf
Selbstverteidigung  gegen  die  Invasion!

ChatGPT:  Wie  eine  künstliche
Intelligenz  das  kapitalistische
Schulsystem herausfordert
Von Felix Ruga & ChatGPT; Februar 2023

Disclaimer: Der Text wurde von einem unserer Autoren und ChatGPT
geschrieben. Eine Reflexion dazu findet ihr noch einmal gesondert am
Ende.

Max sitzt vor seinem Computer und schaut auf seine Mathe-Hausaufgaben.
Er versteht die Aufgabe einfach nicht und fühlt sich frustriert. Dann erinnert
er sich daran, dass er ChatGPT benutzen kann, um seine Hausaufgaben zu
erledigen.

Er gibt die Frage ein und innerhalb von Sekunden liefert ChatGPT ihm eine
ausführliche  Erklärung  und  Lösung.  Max  ist  erleichtert  und  kopiert  die
Antwort in sein Arbeitsheft, ohne es wirklich zu verstehen.

Ein paar Tage später erhält Max seine Hausaufgaben zurück und entdeckt,
dass er eine gute Note bekommen hat. Er ist erstaunt, wie einfach es war, die
Hausaufgabe  zu  erledigen,  und  denkt  darüber  nach,  ChatGPT  öfter  zu
benutzen, um seine Noten zu verbessern.

ChatGPT hat sich in unser Leben geschlichen und uns mit einem mächtigen
neuen Werkzeug ausgestattet. Wahrscheinlich kennen die allermeisten, die
zur Schule oder Uni gehen, solche Geschichten und sicherlich auch ChatGPT.
Für alle anderen nochmal:

https://onesolutionrevolution.de/chatgpt-wie-eine-kuenstliche-intelligenz-das-kapitalistische-schulsystem-herausfordert/
https://onesolutionrevolution.de/chatgpt-wie-eine-kuenstliche-intelligenz-das-kapitalistische-schulsystem-herausfordert/
https://onesolutionrevolution.de/chatgpt-wie-eine-kuenstliche-intelligenz-das-kapitalistische-schulsystem-herausfordert/


ChatGPT (Generative Pre-trained Transformer 3) ist ein Online-Tool, das wie
ein virtueller Assistent funktioniert, das auf einer speziellen Form von Deep
Learning namens „Transformers“ basiert. Wenn du eine Frage an ChatGPT
stellst,  analysiert  die Plattform zunächst Ihre Eingabe und extrahiert  die
wichtigsten Informationen. Anschließend verwendet sie ihre Datenbank, um
eine  passende  Antwort  zu  generieren  und  sie  in  natürlicher  Sprache
zurückzugeben.

Diese Technologie ermöglicht es, menschenähnliche Gespräche zu führen. Es
basiert auf einer riesigen Menge an Daten und Texten, die von der Plattform
automatisch verarbeitet wurden. Mit dieser Datenbank kann ChatGPT das
Muster menschlicher Sprache und das Verständnis von Zusammenhängen
zwischen  Wörtern  und  Sätzen  erlernen.  ChatGPT  verwendet  auch
maschinelles Lernen, um sich selbst zu verbessern und seine Antworten auf
Basis von Feedback und neuen Daten zu optimieren.

ChatGPT  kann  eine  Vielzahl  von  Fragen  beantworten,  von  allgemeinen
Wissensfragen bis hin zu persönlichen Empfehlungen. Einige Beispiele für
Fragen, die ChatGPT beantworten kann, sind: Was ist die Hauptstadt von
Frankreich? Wie funktioniert die Photosynthese? Wer hat den Roman „Die
Verwandlung“  geschrieben?  Was  sind  die  Vor-  und  Nachteile  von
erneuerbaren  Energien?  Wie  funktioniert  Bitcoin?

Und woran erinnert das einen? Genau: Hausaufgaben. Tatsächlich können
viele Fragen, die ChatGPT beantworten kann, Ähnlichkeiten mit den Fragen
haben, die man in der Schule als Hausaufgabe oder Prüfungsaufgabe gestellt
bekommt. Dies liegt daran, dass ChatGPT auf einer breiten Datenbank von
Wissen  und  Informationen  basiert,  die  von  der  Plattform  automatisch
verarbeitet wurden. Diese Datenbank enthält viele Themen und Fakten, die
auch in Schulfächern wie Geographie, Biologie, Geschichte oder Mathematik
behandelt werden.

Doch welche Aussage macht das über unser Schulsystem und im besonderen
die Rolle von Hausaufgaben darin?



ChatGPT und die Hausaufgabenkultur
Als künstliche Intelligenz, die in der Lage ist, Fragen zu beantworten und
Wissen zu liefern, legt ChatGPT nicht direkt Missstände im kapitalistischen
Schulsystem offen. Allerdings können die Fragen, die an ChatGPT gestellt
werden,  auf  einige  der  Herausforderungen  und  Ungerechtigkeiten  im
Schulsystem  hinweisen.

Zum Beispiel können Fragen nach Hilfe bei Hausaufgaben darauf hindeuten,
dass  Schüler_Innen  in  ein  System  gezwungen  werden,  das  oft  sehr
leistungsorientiert ist und ihnen wenig Zeit für ihre persönliche Entwicklung
und  Interessen  lässt.  Darüber  hinaus  können  Fragen  nach  der  Lösung
komplexer  mathematischer  oder  naturwissenschaftlicher  Probleme darauf
hinweisen, dass Lehrer_Innen mit der Größe von Klassen überfordert sind,
um  Schüler_Innen  zur  selbstständigen  Lösung  zu  ermutigen  oder  zu
befähigen.

ChatGPT  kann  auch  auf  die  ungleiche  Verteilung  von  Bildungschancen
hinweisen,  die  oft  durch  die  sozioökonomischen  Bedingungen  der
Schüler_Innen  und  ihrer  Familien  beeinflusst  wird.  Zum  Beispiel  haben
Schüler_Innen  aus  einkommensschwächeren  Familien  möglicherweise
weniger  Zugang  zu  Ressourcen  wie  Nachhilfe  oder  privaten  Tutoren.
ChatGPT  kann  in  diesen  Fällen  als  eine  Ressource  für  alle  dienen.

ChatGPT zeigt auf, dass Hausaufgaben besser kreativ gestellt werden sollten,
anstatt reine Wiederholung zu sein. Indem Schüler_Innen ChatGPT um Hilfe
bei  ihren  Hausaufgaben  bitten,  wird  deutlich,  dass  viele  der  gestellten
Fragen sich um konkrete Lösungen und einfache Antworten drehen, die ein
maschinenartiges Denken abverlangen.

Um  das  Lernen  zu  fördern,  sollten  Hausaufgaben  jedoch  nicht  nur  auf
einfache  Wiederholung  von  Fakten  und  Formeln  reduziert  werden.
Stattdessen  sollten  Hausaufgaben  so  gestaltet  werden,  dass  sie  die
Kreativität  und  das  kritische  Denken  der  Schüler_Innen  herausfordern.

Hausaufgaben  können  beispielsweise  so  gestellt  werden,  dass  die
Schüler_Innen selbstständig Probleme lösen, eigene Ideen entwickeln und



neue Perspektiven einnehmen müssen. Solche Aufgaben können auch dazu
beitragen, das Interesse der Schüler_Innen an einem bestimmten Thema zu
wecken und ihnen dabei zu helfen, ihre eigenen Stärken und Fähigkeiten zu
entdecken.

Wir fordern also:

Schulen müssen gezwungen werden, ihre Hausaufgabenrichtlinien zu
überarbeiten und sicherzustellen, dass die Hausaufgaben nicht nur
auf Wiederholung und Reproduktion beschränkt sind, sondern auch
auf kreative Problemlösungen und kritisches Denken abzielen.
Hausaufgaben  müssen  mit  den  Inhalten  des  Unterrichts
übereinstimmen.  Es  darf  nicht  sein,  dass  Schüler_Innen  mit
zusätzlicher  Arbeit  überfordert  werden!
Schüler_Innen aus verschiedenen sozialen Schichten müssen Zugang
zu  den  nötigen  Ressourcen  haben!  Hierzu  können  finanzielle
Unterstützung, die Bereitstellung von Materialien und Geräten sowie
die Schaffung von Räumen für Schüler_Innen gehören.
Wir brauchen eine Bildungsreform, die auf  den Bedürfnissen und
Interessen der Schüler_Innen basiert und nicht auf den Interessen
von Unternehmen und Eliten.
Schüler_Innen  müssen  mehr  Mitspracherecht  bei  der  Gestaltung
ihrer Hausaufgaben haben. Es sollte sichergestellt werden, dass ihre
Meinungen und Bedürfnisse gehört werden, um sicherzustellen, dass
Hausaufgaben für sie sinnvoll und relevant sind.

Nachsatz:  Wird  auch  die  Arbeit  des
Artikelschreibens  wegrationalisiert?
Der gesamte Text bis hierhin wurde von ChatGPT generiert, inklusive der
Überschriften. Ich habe nur hier und da gekürzt, aus verschiedenen Fragen
Absätze zusammengestückelt und vielleicht mal eine Überleitung ergänzt.
Für so einen Text muss man bei den Fragen schon sehr genau vorgehen und
eigene Ideen in die Fragen einfließen lassen, denn ansonsten redet ChatGPT
nur belangloses und allgemeines Zeug.  Es muss schon noch ein Mensch



davorsitzen und überlegte Fragen stellen. Aber vielleicht entspricht das auch
der Aufgabe, die uns als Menschen zunehmend zukommt?

Dennoch merkt man an dem Text auch noch, dass er etwas lasch, förmlich
und  inhaltlich  flach  klingt  (selbst  mit  der  Ergänzung  „sozialistische
Sprache“). Die Entwickler_Innen haben das Programm ja extra so entwickelt,
dass  es  versucht,  sich  an  ethische  Regeln  zu  halten.  Interessanterweise
wollte mir ChatGPT nach jeder meiner Fragen zu Hausaufgaben sagen, wie
wichtig es ist,  die Hausaufgaben selbst zu machen und das Tool nur als
Unterstützung zu verwenden. Hoffnung stirbt ja bekanntlich zuletzt.


